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  Prolog


  Ein kurzes Wort zum langen Abschied


  Die Weltgeschichte als Weltgericht


  Das Urteil der Geschichte ist hart, fast möchte man es unerbittlich nennen. Die DDR entstand 1949 infolge der Aufteilung der Welt zwischen den Machtblöcken. Als in Moskau die Hoffnung schwand, dass man die Westintegration des größeren Teils Deutschlands verhindern könne, installierte die sowjetische Besatzungsmacht in ihrem Einflussbereich die DDR. Je kälter der Wind des Kalten Krieges blies, desto sicherer war die Existenz des ostdeutschen Staates.


  Dennoch mag es in Deutschland viele Menschen gegeben haben, die in der DDR die antifaschistische Alternative zur Bonner Staatsgründung gesehen haben. Im »ersten Friedensstaat auf deutschem Boden« hatte man den Faschismus mit »Stumpf und Stiel ausgerottet«, wie es in der stereotypen und archaischen Ausdrucksweise der SED-Propaganda immer wieder hieß. Durch die Enteignung der Konzernherren und Junker seien die objektiven Ursachen für Kriegs- und Expansionsgelüste aller Art beseitigt worden. Nie wieder sollte von deutschem Boden ein Krieg ausgehen. Darauf ruhte die innere Legitimation des Staates.


  Jenseits der Grenze lauerten die alten und neuen Nazis. Aus den Revanchegelüsten der Imperialisten ergab sich zudem die Notwendigkeit, mit aller Härte gegen den inneren Gegner vorzugehen. Das galt auch für jene Wirrköpfe, die von einer Verbesserung des Sozialismus faselten. Sie waren der Aufweichungs- und Unterwanderungsstrategie des Gegners auf den Leim gegangen und verdienten es, als Feinde behandelt zu werden. Gern zitierte man in diesem Zusammenhang aus Bertolt Brechts Gedicht »An die Nachgeborenen«: »Auch der Haß gegen die Niedrigkeit / Verzerrt die Züge. / Auch der Zorn über das Unrecht / Macht die Stimme heiser. Ach, wir / Die wir den Boden bereiten wollten für Freundlichkeit / Konnten selber nicht freundlich sein.«1


  Wer es denn glauben wollte, dass die DDR der bessere deutsche Staat sei, zog aus diesen Zeilen eine Art Universalbegründung für jede Form der Unterdrückung und Freiheitsbeschränkung. Doch wie lange konnte, wie lange durfte man an die Botschaft von Frieden und Fortschritt glauben? Bis zum 70. Geburtstag Jossif Stalins am 21. Dezember 1949, als auch in der DDR der Personenkult um den »größten Menschen aller Zeiten« Blüten trieb, die dem gerade überwundenen Führerkult um nichts nachstanden? Wie lange konnte, wie lange durfte man diese Parallelen übersehen? Bis zu Stalins Tod im März 1953, als die Verklärung zur Apotheose wurde? Bis zum 17. Juni 1953, als sich die Arbeiter gegen den angeblichen Arbeiterstaat erhoben und nur die sowjetischen Panzer das verhasste Regime der SED-Bonzen vor dem Untergang retteten? Bis zum Februar 1956, als auf Geheiß der neuen Herren im Kreml die Götzenbilder des Stalinkults stürzten, ihre Diener aber an der Macht blieben? Bis zum 13. August 1961, als der Friedensstaat sich selbst mit Stacheldraht umgab, um seine eigenen Bürger am Weglaufen zu hindern? Bis zum 21. August 1968, als die Panzerdivisionen des Warschauer Paktes in die Tschechoslowakei einfielen, um das Experiment eines »Sozialismus mit menschlichem Antlitz« gewaltsam zu beenden? Bis zum 16. November 1976, als der Liedermacher Wolf Biermann nach altbekanntem Nazi-Muster ausgebürgert wurde, weil er und seine Freunde für einen demokratischen Sozialismus eintraten? Bis zum 13. Dezember 1981, als in Polen die Aktivisten der Arbeiterbewegung von den Militärherrschern in Internierungslager gesteckt wurden? Oder bis in die späten achtziger Jahre hinein, als die »verdorbenen Greise«2, wie sie Wolf Biermann genannt hatte, mit schlafwandlerischer Sicherheit das Land in den Untergang steuerten? Oder darf man einem gescheiterten Staat und einer gescheiterten Ideologie bis über deren Ende hinaus die Treue halten?


  Die Geschichte hat den gläubigen Anhängern der sozialistischen Ideologie viel zugemutet.


  Die DDR ist so gründlich gescheitert, wie man nur scheitern kann: ökonomisch, politisch und moralisch. Das Urteil der Geschichte wurde im Herbst 1989 von den eigenen Bürgern gefällt. Die demokratische Massenbewegung verwandelte sich in eine Sintflut, die den SED-Staat mitsamt der Mauer förmlich hinwegschwemmte. Das Urteil wurde bei den ersten freien Wahlen in der DDR am 18. März 1990 bestätigt, als die Bürger mit fast absoluter Mehrheit für jene flink zusammengezimmerte Parteienkoalition stimmten, von der sie sich einen schnellen Vollzug der Wiedervereinigung versprachen.


  Wenn denn die Weltgeschichte das Weltgericht ist, wie Friedrich Schiller meinte3, so hatte die Verteidigung kaum noch gute Argumente. Von der DDR blieben ein ökonomisches Desaster, ökologisch zerstörte Landschaften, verfallene Städte und ein Haufen sozialer und mentaler Probleme. Man könnte also getrost die Akten zuschlagen und ins Archiv schicken, damit dort von Zeit zu Zeit ein Historiker den Staub von den vergilbten Papieren pustet. Ein Berufungsverfahren ist nicht in Sicht, denn das Volk als die höchste Instanz hat sein Urteil gefällt.


  Heimweh nach der Diktatur


  Und doch bleibt ein seltsamer Rest. Dieser Rest ist das Leben der Menschen, die in jenem Staat gelebt haben. Ihre Erinnerungen sind bunter, vielfältiger, differenzierter, persönlicher, fröhlicher und teilweise eben auch glücklicher als die Bilder, die Wissenschaft und Publizistik liefern. Ein Lächeln geht über alle Gesichter, wenn von den kleinen Freuden und Misshelligkeiten des DDR-Alltags die Rede ist. Dieses Lächeln, man mag es Ostalgie oder anders nennen, ist stärker als die Fotodokumente mit den Schlangen vor den Geschäften, den Schaufenstern in ihrer fast rührenden Trostlosigkeit, den monotonen Neubauvierteln und den verkommenen Altstädten. Der besonnte Blick der Erinnerung ist stärker auch als die Statistiken über Republikflucht und Ausreiseanträge, stärker sogar als die Akten über Zersetzungsmaßnahmen der Stasi, Todesschüsse an der Mauer und politische Unrechtsurteile.


  Es geht vielen Menschen offenbar gar nicht mehr vorrangig um ein analytisches Urteil über politische Strukturen der DDR und um die historischen Zusammenhänge. Es geht um den Wert der eigenen Biografie. Viele Menschen sehen sich durch Negativurteile über die DDR mitbetroffen. Vor allem aber bewerten sie ihre damalige Situation vor dem Erfahrungshintergrund der folgenden Jahre. Viele haben dieses als Entwertung ihrer Lebensleistung empfunden, haben Schwierigkeiten, Zurücksetzungen, Demütigungen und Enttäuschungen erlebt, die sie zu Recht oder zu Unrecht dem Systemwechsel anlasten. Manche sehen sogar in der Vergangenheitsbewältigung und den Stasi-Überprüfungen der Nachwendejahre ein probates Mittel, überflüssige Ostdeutsche »rauszugaucken«.


  Die Antwort ist eine Art »Ost-Trotz«. Eine DDR, die es nie gegeben hat, wird jetzt erst erschaffen. Der Film »Good bye, Lenin!« aus dem Jahr 2003 hat diesen psychologischen Mechanismus auf geniale Weise erahnt und den sozialwissenschaftlichen Untersuchungen vorweggenommen. In der Schlussapotheose des Films wird aus der Suche nach den verlorenen Gegenständen der DDR die Suche nach der verlorenen Utopie. Am Ende der Inszenierung steht eine DDR, die sich würdevoll aus der Weltgeschichte verabschiedet. In nachgestellten Fernsehbildern fliehen die Menschen aus der imperialistischen BRD vor Arbeitslosigkeit und kapitalistischer Ausbeutung in die sozialistische DDR.


  Es mag selbst in den Apparaten viele gegeben haben, die in den Jahren des real existierenden Sozialismus eine bessere und schönere DDR gewollt hatten. Die polemische Frage, wo all die Freunde des demokratischen Sozialismus waren, als 1968 junge Leute wegen ihrer Sympathien für den Prager Frühling verhaftet und reglementiert wurden, erübrigt sich. Die Antwort ist nur allzu klar. Sie saßen wie der langjährige Ehrenvorsitzende und Europa-Abgeordnete der Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS), Hans Modrow, in den Befehlszentralen des Unterdrückungsstaates. Sie schickten die Greiftrupps der Stasi aus, um jedes Eintreten für den demokratischen Sozialismus im Keime zu ersticken.


  Es ist verständlich, dass in diesen Kreisen davon niemand mehr etwas hören will. Doch die Sehnsucht nach der heilen Welt der Diktatur geht weit über die ehemaligen Funktionäre hinaus. Endlich ist die viel beschworene Einheit von Partei und Volk verwirklicht, die es vor 1989 niemals gegeben hat. Für die grassierende Sehnsucht nach machtgeschützter Eintracht des Mauerländchens sind weder die Medien noch die Schulen verantwortlich.4 Die Ostalgieshows, Retropartys im Blauhemd oder Ostpromessen bedienen das Heimweh nach der Diktatur, haben es aber nicht erschaffen. Auch der SED-Nachfolgeverein mit dem häufig wechselnden Namen instrumentalisiert die Sehnsucht nach dem treusorgenden Staat, hat sie aber nicht erfunden. Den Schulen sollte man ebenfalls nicht den Schwarzen Peter zuschieben. Was die Schüler in Meinungsumfragen äußern, ist ein Spiegelbild der »verborgenen öffentlichen Meinung«, vor allem aber des Unwillens vieler Eltern und Lehrer, über die Dinge offen zu reden. Aus guten Gründen fürchten nur allzu viele die konkrete Frage der Nachgeborenen, wo sie denn konkret gestanden haben. Die Wurzeln für die seltsamen Wandlungen in der Erinnerungswelt liegen tiefer – in der konkreten Lebenswirklichkeit der Menschen vor und nach der Wende von 1989 / 90. Die Erklärung dafür, wie »das alles« funktionieren konnte, liegt im Alltag der DDR, im normalen Leben und Erleben der Menschen. Die sittliche Empörung über FDJ-Blusen und NVA-Trainingsanzüge auf dem Schulhof stärkt, was sie zu bekämpfen vorgibt. Im Seelenhaushalt vieler Menschen bilden der Stolz auf die friedliche Überwindung der DDR und die positive Erinnerung an den Alltag ein seltsames Amalgam. Ostalgie ist offenbar nicht allein Sehnsucht nach der Diktatur, sondern auch die Gewissheit, die Diktatur selbständig abgeschüttelt zu haben. Manche Zeitgenossen suchen nach guten Seiten des DDR-Lebens und stellen fest, dass das Beste an der DDR ihr Ende war. Auch dieses Ende war ein Teil ihrer Geschichte. Die oft geschmähte Ostalgie ist offenbar vielgestaltiger, als man bisher wahrgenommen hat. Sie ist nur zu widerlegen, indem man sie anerkennt. So wie in den siebziger und achtziger Jahren die Entspannungspolitik dem SED-System langfristig die Existenzgrundlage raubte, ist auch die postume Verklärung der SED-Diktatur allein im Dialog zu überwinden. Es ist also eine Art Wandel durch Annäherung unter neuen Bedingungen vonnöten.


  Glücklich leben in der DDR?


  Auch in der DDR wurde George Orwells beklemmende Zukunftsvision »1984« viel gelesen. Zerfledderte und zur Tarnung in Packpapier eingeschlagene Exemplare des Buches gingen von Hand zu Hand. Der einfache Besitz und besonders die Weitergabe dieser »bösartigen Verleumdung des Sozialismus«5 konnten erhebliche Schwierigkeiten, sogar Gefängnisstrafen nach sich ziehen. Seltsamerweise haben die ideologischen Aufpasser der DDR die Beschreibungen und Begrifflichkeiten Orwells ganz selbstverständlich auf ihr System bezogen und sie dadurch in gewisser Weise bestätigt.


  Und doch hatte und hat die »Orwellisierung« des SED-Systems eine bedenkliche zweite Seite. Sie reduziert die Gesellschaft auf die kurze Formel von Herrschaft und Unterwerfung. Milan Kundera bemerkte nach dem Zusammenbruch des realen Sozialismus in seiner Heimat: »Ich weigere mich, diese Reduktion mit dem Vorwand zu entschuldigen, dass sie als Propaganda im Kampf gegen das Übel des Totalitarismus nützlich war. Denn dieses Übel ist gerade die Reduktion des Lebens auf Politik. So ist Orwells Roman entgegen seinen Absichten, selbst Teil des totalitären Geistes … Er reduziert das Leben einer verhassten Gesellschaft auf eine simple Aufzählung ihrer Verbrechen«.6 So versagte angesichts der Beschreibung der komplexeren DDR-Lebenswirklichkeit, die eben nicht nur aus Terror, Propaganda und Elend bestand, der für die Kritik des Totalitarismus angemessene Begriffsapparat, was wiederum Kundera folgendermaßen kommentierte: »Wenn ich, ein oder zwei Jahre nach dem Ende des Kommunismus, mit Tschechen spreche, höre ich in den Reden diese zum Ritual gewordene Redensart … ›nach vierzig Jahren kommunistischen Schreckens‹ oder ›die schrecklichen vierzig Jahre‹ … Wenn sie alle von vierzig schrecklichen Jahren sprechen, bedeutet dies, dass sie die Erinnerung an ihr eigenes Leben ›orwellisiert‹ haben, das auf diese Weise in ihrem Gedächtnis und ihrem Kopf a posteriori entwertet oder sogar geradezu annulliert worden ist.«7


  In letzter Zeit ist gelegentlich diskutiert worden, ob man in der DDR glücklich leben konnte. Natürlich hat jeder Mensch, unter welchen Umständen auch immer, die Möglichkeit, sein kleines persönliches Glück in der Familie, auf dem Gartengrundstück oder beim Briefmarkensammeln zu suchen und zu finden. Das ist ebenso richtig wie banal. Doch darum geht es nicht allein. Die Frage lautet: Gab es ein wirkliches Lebensglück im Unrechtsstaat? Die Antwort muss wohl lauten: Ja, dieses Glück gab es. Ein »Gespräch über Bäume« schloss eben nicht, wie Brecht meinte, das »Schweigen über so viele andere Untaten« ein. Fröhlichkeit und Lebenslust, Spaß und Ironie waren die wichtigsten Waffen im Kampf gegen die diktatorische Anmaßung, das Leben des Einzelnen bestimmen zu wollen. Wolf Biermann hat dies in seiner besten Zeit und in seinen besten Liedern vorgeführt. Glück konnte auch in der inneren Befreiung von den totalitären Denkmustern bestehen. Glück fanden viele in der unsichtbaren Loge der Andersdenkenden. Glück konnte sogar im Verzicht auf Karriere und Privilegien bestehen. Wenn es so etwas wie eine retrospektive Nationalhymne der DDR geben sollte, so müsste man Wolf Biermanns »Ermutigung« dazu küren: »Du, laß dich nicht verhärten / In dieser harten Zeit. / Die all zu hart sind, brechen / Die all zu spitz sind, stechen / und brechen ab sogleich«.8


  Diesem Grundsatz sollte auch der Historiker in der Beschreibung der Realität folgen. Das Leben in seiner bunten Vielfalt darf nicht unter Akten begraben werden. Und doch darf nichts vergessen werden, keine der Niedrigkeiten, der Lügen, der Absurditäten und keines der Verbrechen. Es geht darum zu zeigen, dass Diktatur und Alltagsleben zwei Seiten einer Medaille waren – also ganz im Sinne von Karl Marx eine dialektische Einheit der Gegensätze. Die alltägliche Diktatur und der diktatorische Alltag sind nicht voneinander zu trennen. Geborgenheit und Unfreiheit gehörten zusammen. Die Wärme der Gemeinschaft und die kollektivistische Totalkontrolle bildeten eine untrennbare Einheit. Die Sicherheit des Arbeitsplatzes und die Staatsicherheit hingen nicht nur semantisch zusammen. Die von vielen geschätzte Ruhe und Ordnung und die Friedhofsruhe der Diktatur waren unlösbar miteinander verbunden. Diese Zusammenhänge plausibel zu machen, ist freilich, wie Brecht es im »Lob des Kommunismus« ausdrückte, das »Einfache, das schwer zu machen ist«.9


  



  Erster Teil


  Wandel und Kontinuität


  Kapitel 1: Die sechziger Jahre in der Geschichte der DDR


  Die DDR nach dem Mauerbau


  Nach dem Mauerbau am 13. August 1961 meinten viele DDR-Bürger, das System sei am Ende. Zu offensichtlich war der wirtschaftliche, politische und moralische Bankrott des Regimes. Was war das für ein Staat, der nur durch Stacheldraht und Gesinnungsterror die eigenen Bürger in Schach halten konnte. Hinzu kam, dass die Zwangskollektivierung, der sogenannte sozialistische Frühling auf dem Lande, eine bedrohliche Verschlechterung der Lebensmittelversorgung zur Folge hatte. Nach der völligen Schließung der Grenze, als doch alles hätte besser werden müssen, wurden Kartoffeln, Butter und Fleisch knapp. Nur massive Lebensmittelimporte aus der Sowjetunion entschärften die Situation. Auch innenpolitisch standen die Zeichen eher auf Sturm als auf Entwarnung. Durch drakonische Strafen und Strafandrohungen unterdrückte das SED-Regime jeden Widerstand. Im zweiten Halbjahr 1961 ergingen insgesamt 18 297 politische Strafurteile gegenüber nur 4442 im ersten Halbjahr.10 Kurzzeitig wurde sogar eine Art Faustrecht propagiert. Stolz berichteten die DDR-Zeitungen, dass Arbeiter »Hetzer und Saboteure« krankenhausreif geschlagen hätten. Unter der Losung »Aktion Blitz – kontra NATO-Sender« stiegen sogenannte Ordnungsgruppen der FDJ auf die Dächer, um auf westliche Sendestationen ausgerichtete Fernsehantennen auf DDR-Sender einzustellen oder ganz abzusägen.


  »Das kommt bald anders«, lautete eine der Redewendungen dieser Zeit. Doch es kam nicht anders. Die außenpolitische Großmachtstellung der Sowjetunion und damit die Macht der Partei und die Spaltung Deutschlands schienen fester gefügt denn je. Die Sperranlagen wurden immer undurchdringlicher. Und allen großen Worten im Westen zum Trotz war klar, dass die Amerikaner nichts unternehmen würden, um die Mauer abzureißen. Doch ewig im Zustand inneren Haders und moralischer Empörung zu leben, ist schwer – fast unmöglich. Die Menschen meinten zu Recht, dass sie nur dieses eine Leben hätten, und richteten sich darauf ein, es in der DDR zu verbringen. Sie hatten an das berufliche Fortkommen und an die Laufbahn der Kinder zu denken. Alltagssorgen standen im Vordergrund: die Autoanmeldung, die Wohnungssuche und vor allem die ewige Jagd nach knappen Artikeln und Dienstleistungen. Daraus ergab sich die Notwendigkeit des Arrangements. Immer noch bestimmte die Mangelwirtschaft das Leben, aber irgendwie war es doch besser als früher geworden. Die Wartelisten für Fernsehapparate, Kühlschränke, Waschmaschinen und andere begehrte Konsumgüter wurden kürzer. Nachdem bereits 1958 die Lebensmittelmarken abgeschafft worden waren, verschwanden allmählich auch die Kartoffelmarken, Butternummern und Apfelscheine sowie andere Relikte der Rationierungswirtschaft.


  Langsam, aber stetig ging es seit Mitte der sechziger Jahre ökonomisch bergauf. Die offizielle DDR-Statistik vermeldete von 1964 bis 1967 pro Jahr kontinuierlich zehn Prozent Steigerung im Einzelhandelsumsatz, 1968 13 und 1969 gar 17 Prozent.11 Solche Zahlen sollten nur mit größter Vorsicht verwendet werden. Dennoch steht fest, dass Fernsehapparate, elektrische Kühlschränke und Waschmaschinen in dieser Zeit Einzug in die Haushalte hielten. Immer mehr Familien konnten sich ein Auto leisten. Ein bescheidener Wohlstand breitete sich aus. Auch die Fünf-Tage-Arbeitswoche wurde Mitte der sechziger Jahre durchgesetzt. Während bisher das Grundprinzip des Acht-Stunden-Tages bei sechs Arbeitstagen galt, wurde 1966 in einem ersten Schritt die Wochenarbeitszeit auf 45 Stunden herabgesetzt. Alle zwei Wochen war ein Sonnabend frei. 1967 folgte schließlich der arbeitsfreie Sonnabend. Daher ist es kein Zufall, dass vielen damaligen DDR-Bürgern die sechziger Jahre wenn nicht gerade als »goldenes Zeitalter«, so doch als eine Zeit des Aufbruchs, des Neubeginns und vieler Hoffnungen in Erinnerung geblieben sind.


  Das Zeitalter der großen Erwartungen


  Genauso wie im Westen trat auch in der DDR eine neue Generation an. Krieg und Nachkriegszeit kannten die jungen Leute nur noch aus Büchern und Filmen sowie aus den Erzählungen der Eltern und Lehrer. Als Kinder hatte man sie ununterbrochen mit hohen Idealen gefüttert. Es lasteten hohe Erwartungen auf dieser Generation. Der Glaube an die Machbarkeit der Geschichte und die Allmacht von Wissenschaft und Technik war in jenen Jahren rund um den Globus sehr groß.


  In der DDR verknüpften sich bonbonfarbene Zukunftserwartungen mit dem Märchenland Sowjetunion. Am 4. Oktober 1957 hatte der Start des ersten sowjetischen Sputniks das Tor zum kosmischen Zeitalter aufgestoßen. »Hejo, Sputnik, hoch am Himmelszelt, sag, was siehst du bei der Reise um die Welt?«, sangen die Jungpioniere. Und der sowjetische Erdtrabant antwortete in einer Art Wechselgesang: »Ich seh’ vom Gelben Meer herüber bis zum Elbestrand die Schar der befreiten Völker, mittendrin mein Heimatland. Die Fahnen leuchten rot und die Gesänge klingen froh!« Darauf der Chor: »Hejo, Sputnik, otschen charascho!«12 Die Polarhündin Laika, die als Insassin des Sputnik 2 im November 1957 in der Stratosphäre verglüht war, und der freundlich lachende erste Kosmonaut Juri Gagarin, der – wie man heute weiß – im April 1961 diesem Schicksal nur knapp entgangen ist, waren populäre Figuren jener Jahre.


  Das Sowjetreich hatte viel von seinem Schrecken verloren. Im November 1961 erreichte die zweite Welle der »Entstalinisierung« die Satellitenstaaten. Endgültig verschwanden die Stalinbilder in der Gerümpelkammer. Die gesammelten Werke des Sowjetdiktators wurden aus den Lesesälen entfernt und ins Magazin verbannt. In einer nächtlichen Aktion räumte eine Baukolonne heimlich und leise das Stalindenkmal gegenüber der pseudoklassizistischen Sporthalle in der Ost-Berliner Stalinallee fort. Die Stalinallee wurde in Karl-Marx-Allee und Stalinstadt in Eisenhüttenstadt umbenannt. In Moskau regierte nun Nikita Sergejewitsch Chruschtschow. Über den fröhlichen Glatzkopf gab es unendlich viele Witze, und die besten produzierte er selbst. Die Schritte auf dem Weg in den Kommunismus hatte der XXII. Parteitag der KPdSU im Oktober 1961 genau festgelegt. Innerhalb von 20 Jahren wollte man den Kommunismus errichten. »Die Produktion der Industrie wächst bis 1980 auf das Sechsfache, die der Landwirtschaft auf das 3,5fache«, verkündete der Parteitag in Moskau. »Die UdSSR erreicht die höchste Produktion in Industrie und Landwirtschaft in der Welt und übertrifft damit die fortgeschrittensten kapitalistischen Länder. … Es wird das Prinzip gelten: Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen.«13 Zuerst würde es die Grundnahrungsmittel umsonst geben, dann würde man Miete und Strompreise und schließlich das Geld überhaupt abschaffen. Jeder könnte sich dann im Laden aus der Überfülle des Angebots so viel mitnehmen, wie er brauche. Damit gehörten auch Verbrechen, Gerichte, Gefängnisse der Vergangenheit an. Der Unterschied zwischen körperlicher und geistiger Arbeit würde verschwinden. Die Arbeit sei dann nur noch Lebens- und Glückserfüllung. »Der Traum, ›100 Jahre zu leben, ohne zu altern‹, wird Wirklichkeit«14, erfuhr der erstaunte Leser auf der Titelseite des Organs der SED. All dies sollte bereits 1980 Realität werden. Der Beginn von Utopia war im Kalender angekreuzt.


  Die einen mögen die Glücksverheißungen belächelt haben – zu offensichtlich war die Kluft zwischen Propaganda und Wirklichkeit. Andere nahmen die Verkündigung des paradiesischen Zeitalters als eine Art Angebot an. Sie wollten auf ihre Weise ebenfalls den Sozialismus beseitigen – indem sie ihn im hegelschen Sinne dialektisch überwanden und voranschritten zum Kommunismus. Oft zitiert wurde eine Textzeile aus dem 1962 uraufgeführten Stück »Die Sorgen und die Macht« von Peter Hacks. Dort meint die Kollegin Emma Holdefleiß: »In meinem leeren Beutel / Trag ich die Fülle der Welt, den Kommunismus, / In den wir einziehn werden in einem / Nicht mehr fernen Jahr. Es gibt Beschlüsse darüber. / Kollegen, Kommunismus, wenn ihr euch / Den vorstellen wollt, dann richtet eure Augen / Auf, was jetzt ist, und nehmt das Gegenteil; / Denn wenig ähnlich ist dem Ziel der Weg.«15


  Die kommunistische Utopie hatte stets zwei Seiten. Auf der einen Seite dienten die Heilsversprechungen der Mobilisierung der SED-Anhängerschaft, insbesondere der Jugend. Auf der anderen Seite schloss die Zukunftsvision fast zwangsläufig eine Kritik der Gegenwart ein, die den Herrschenden schnell gefährlich werden konnte.


  NÖSPL


  Seit 1962 diskutierten die Führungsgremien der SED eine grundlegende Wirtschaftsreform. Es war offensichtlich, dass die DDR ohne eine Erhöhung der Effizienz ihres Wirtschaftssystems immer weiter hinter dem Westen zurückzubleiben drohte. Die sozialistische Volkswirtschaft war dabei, die sogenannte wissenschaftlich-technische Revolution zu verschlafen. Die Anhänger einer Reformpolitik erhielten durch ähnliche Diskussionen unter sowjetischen Ökonomen Ende 1962 entscheidenden Auftrieb. Im Januar 1963 fasste Walter Ulbricht die geplanten Reformen unter dem Begriff NÖSPL (Neues ökonomisches System der Planung und Leitung) zusammen. Es ging dabei um mehr Eigenverantwortlichkeit für die Betriebe, größere Flexibilität in der Planung, Nutzung von Marktmechanismen und die schnelle Überführung moderner wissenschaftlicher Erkenntnisse in die Praxis. Trotz aller Inkonsequenzen und Halbheiten lag diesem Reformprogramm ein echter Wille zur wirtschaftlichen Innovation zugrunde. Dabei wurde auch der Stellenwert von Wissenschaft und Forschung hervorgehoben. Dies lenkte die Aufmerksamkeit der Parteiführung schnell auf die Universitäten und Forschungseinrichtungen der DDR. Dem 11. Plenum des ZK der SED im Dezember 1965 lag ein vom Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen ausgearbeitetes Papier, »Prinzipien zur weiteren Entwicklung der Lehre und Forschung an den Hochschulen der Deutschen Demokratischen Republik« vor, das anschließend veröffentlicht und zur Diskussion gestellt wurde. Die IV. Hochschulkonferenz der SED, die am 12. /13. Februar 1967 in Berlin tagte, verabschiedete das Dokument. Dementsprechend beschloss der VII. Parteitag der SED am 22. April 1967 in seinem neuen Programm eine weitere Forcierung der Hochschulreform.


  Was für die gesellschaftliche Entwicklung im Allgemeinen gilt, ist auch auf die Hochschul- und Akademiereform übertragbar. Eine zutreffende Diagnose der bestehenden Schwächen des Systems führte zu rationalen Ansätzen des Veränderungswillens. Dies galt zum Beispiel für die Forderung nach praxisnaher Forschung und Lehre, die angestrebte Orientierung der Universitätsausbildung an den Bedürfnissen der Industrie und so weiter. All dies vollzog sich aber unter der Maßgabe, dass die politischen Strukturen unangetastet blieben. Daraus resultierte in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre eine sehr widersprüchliche Politik der SED-Führung.


  Aufbruch in die Stagnation


  In dem Ende der sechziger Jahre geschriebenen und 1972 in Leipzig uraufgeführten Theaterstück »Die Kipper« lässt Volker Braun seinen anarchischen Helden Paul Bauch sagen, die DDR sei das »langweiligste Land der Erde«16. Das zielte auf den Widerspruch zwischen den hohen Ansprüchen und der tristen Alltagsrealität der »größten DDR der Welt«. Die Sentenz war also böse gemeint, und die Parteiobrigkeit reagierte entsprechend ungnädig. Doch im Rückblick wird man die DDR in Schutz nehmen müssen. Gerade die späten sechziger Jahre waren voll vibrierender Spannung, angefüllt mit einer unruhigen Erwartung.


  Am Anfang stand der Mauerbau vom 13. August 1961 – eine politische und moralische Niederlage des SED-Systems, wie sie schwerer kaum hätte sein können. Das Ansehen des Ulbricht-Regimes erreichte bei der eigenen Bevölkerung wie im Westen einen absoluten Tiefpunkt. Und doch wurde der Mauerbau Ausgangspunkt für eine neue Politik des Wandels. Es ist kein Zufall, dass der damalige Regierende Bürgermeister von West-Berlin, Willy Brandt, und sein Pressesprecher, Egon Bahr, zu den Architekten der Neuen Ostpolitik wurden. Sie glaubten, dass die Betonmauern nur millimeterweise abzutragen seien. Sie wollten den Status quo überwinden, indem sie ihn anerkannten.


  Auch innerhalb der DDR gab es eine Art Wandel durch Annäherung. Die Führung der SED machte ihrem Volk seit dem Anfang der sechziger Jahre Angebote. Deren Kern war die alte kommunistische Heilserwartung, aufpoliert durch den ungebrochenen Technik- und Fortschrittsglauben jener Jahre.


  Die späten sechziger Jahre waren eine Periode engstirniger ideologischer Bevormundung der Kunst, Literatur und Wissenschaften durch die Partei, gleichzeitig aber lebendiger wissenschaftlicher Diskussionen, die teilweise recht unverfroren die Grundlagen der Staatsideologie einer kritischen Überprüfung unterzogen. Äußere Symbole des Veränderungswillens bildeten die neuen Stadtzentren, deren Errichtung das Wirtschaftssystem der DDR bis an die Grenzen der Leistungsfähigkeit strapazierte.17 Für die Großbauten des Kommunismus wurde rigoros Platz geschaffen. Die Stadtplanung schreckte auch vor dem Abriss architektonisch wertvoller Bauwerke nicht zurück. Die Sprengung der Leipziger Universitätskirche am 30. Mai 1968 besaß symbolische Bedeutung und wurde auch so verstanden.18 Anstelle des gotischen Gotteshauses aus dem 13. Jahrhundert entstand der hoch aufragende Neubau der Karl-Marx-Universität als Monument der »einzig wissenschaftlichen Weltanschauung«, des Fortschritts und der ökonomischen Leistungskraft der DDR. In solchen Hochhäusern sollte die neue Generation herangebildet werden. Das Ziel bestand in der »entwickelten sozialistischen Persönlichkeit«: sauber, intelligent, fortschrittlich, gesund, sportlich und auf den Plakaten fast immer auch blond. Dieser Anspruch führte zu einer Drangsalierung der Schuljugend und der Studenten, die den hohen Maßstäben der Partei so gar nicht genügen wollten. Die tektonischen Erschütterungen der Zeit, deren Zentren in Paris, West-Berlin, Prag und Warschau lagen, erreichten die DDR nur als schwache seismische Störungen. Aber spürbar waren sie doch.


  Obwohl man die Zeichen der Erstarrung nicht übersehen konnte, traf man überall auf hektischen Reformeifer. Eine neue Verfassung wurde vorgelegt und am 6. April 1968 durch eine Volksabstimmung beschlossen, ein neues Strafgesetzbuch in Kraft gesetzt, eine Flut von Gesetzen und administrativen Änderungen insbesondere im Bereich der Hochschulen und der wissenschaftlichen Einrichtungen wurde erlassen. Einerseits resultierte das Streben nach Effizienz, Konzentration, Übersichtlichkeit der Strukturen, Modernisierung der Ausbildung und Praxisorientierung aus einer unabhängig vom SED-System existierenden wirtschaftlichen Rationalität. Andererseits durfte es das geradezu archaische Herrschaftssystem nicht in Frage stellen. Konnte aber der Versuch gelingen, eine im innersten Wesen antimoderne Gesellschaftsstruktur partiell zu modernisieren? Als Ergebnis erzeugte er jedenfalls innere Konflikte, in deren Spannungsfeld sich persönliche Entscheidungen während der gesamten Existenz der DDR bewegten. Der spezifische Konflikt zwischen dem Versuch einer rein funktionalen Modernisierung und der Furcht vor Erschütterungen des Machtsystems erreichte in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre seinen Höhepunkt.


  Der Neubau des Fernsehturms am Alexanderplatz, der am 7. Oktober 1969 in Betrieb ging und in der DDR das Zeitalter des Farbfernsehens eröffnete, die überflüssige Hochstraße in Halle (Saale), um derentwillen ein ganzer Stadtteil abgerissen wurde, oder die Hotelbauten der Prager Straße in Dresden waren die Symbole des Aufbruchs in eine neue Zeit. Die kommunistische Vision verband sich organisch mit der Fortschrittseuphorie und Wissenschaftsgläubigkeit jener Jahre. Man berauschte sich an modern klingenden Begriffen und irrealen Zahlenspielereien. Automatisierte Produktionsvorbereitung, volkswirtschaftliches Planungssystem, wissenschaftliche Führungstätigkeit, unifizierte Gerätesysteme, elektronische Rechentechnik, numerische Steuerung: Alles und jedes wurde mit dem nichtssagenden Begriff »System« gekoppelt und erhielt damit den erstrebten Klang von weltoffener Fortschrittlichkeit und Modernität. Im Rückblick auf die späten Jahre der Herrschaft Ulbrichts entstand in der DDR der ironische Begriff »Systemzeit«, der ein Schlagwort der Nazis gegen die Weimarer Zeit paraphrasierte. Nichts lief ohne »wissenschaftliches Leitungssystem«, »Netzplan« und »Programmsprache«. Die einfachsten Dinge wurden in »mathematisch-ökonomischen Modellen« dargestellt, inflationär gebrauchte Abkürzungen signalisierten Rationalität und Tempo. Die Reformpläne kollidierten schnell mit den politischen Strukturen. Eine damals entstandene Anekdote verdeutlicht den Konflikt: Während eines Kurses am Institut für sozialistische Wirtschaftsführung in Berlin-Rahnsdorf sollte das ökonomische System auf der Basis eines Rechenprogramms wissenschaftlich optimiert werden. Alle wesentlichen Daten der DDR-Wirtschaft wurden in einen Großrechner eingegeben, und die Funktionäre erwarteten gespannt das Ergebnis. Das Optimierungsprogramm machte schnell die zentrale Fehlerquelle des Systems ausfindig und empfahl die Absetzung des Politbüros der SED. Der Computer hatte keinen Klassenstandpunkt.


  Die vier Hauptschwierigkeiten beim Aufbau des Sozialismus


  Das alte Jahrzehnt verabschiedete sich in Mitteleuropa mit einem ungewöhnlich harten Winter. Seit Anfang November 1969 waren die Temperaturen kontinuierlich unter dem Gefrierpunkt geblieben, und lang andauernde Niederschläge hatten das Land unter einer geschlossenen Schneedecke begraben. Die meteorologische Statistik vermeldete Ende Dezember, es habe sich um einen der kältesten und schneereichsten Monate in den letzten 100 Jahren gehandelt.19 Die Zeitungen schrieben nun oft von »extremen Witterungsbedingungen« und dem »aufopferungsvollen Kampf der Kumpel in den Braunkohletagebauen«. Die staatlich gelenkte Presse entfaltete eine Art Frontberichterstattung, die ältere Mitbürger an die Zeit des Russlandfeldzugs erinnerte. »Kumpel im harten Kampf gegen die Kälte« titelte das Zentralorgan der SED am Heiligabend und fuhr dann fort: »Trotz größter Anstrengungen der Kumpel in den Tagebauen, Brikettfabriken, Gaswerken und Kokereien kann der in den letzten Tagen sprunghaft gewachsene Bedarf an Gas zur Zeit nicht voll gedeckt werden.«20 Auch auf einen Großbrand im Kraftwerk Lippendorf, der bereits am 9. Dezember 1969 zum Ausfall von 300 Megawatt geführt hatte, wurde verwiesen. Das »Neue Deutschland«, das sonst nicht viel über das Wetter berichtete, meldete ohne direkten Bezug auf die Versorgungsschwierigkeiten: »Entgegen dem langjährigen Tagesmittel war die erste Dezemberdekade um mindestens fünf Grad zu kalt. Das wurde in der zweiten Dezemberdekade durch extreme Minustemperaturen bis zu 20 Grad und mehr noch erhöht.«21


  In der Vorweihnachtszeit entstand in der gesamten DDR allmählich Kartoffelknappheit. Auf Weisung des Politbüros wurde ein »Operativstab Speisekartoffeln« gebildet, der unter Leitung des Staatssekretärs des Ministeriums für Handel und Versorgung, wie es in einem Bericht an die Parteiführung heißt, »kurzfristig alle für die reibungslose Versorgung der Bevölkerung notwendigen«22 Maßnahmen entscheiden und veranlassen sollte. Seine Aufgabe sei es, »… operativ auf die Steuerung und Kontrolle der Frühkartoffelimporte Einfluß zu nehmen … Die Verwirklichung dieser Aufgaben steht unter straffer Parteikontrolle.« Aus der befreundeten Vereinigten Arabischen Republik, wie sich Nassers Ägypten damals nannte, kamen einige ungewöhnlich feste und große Kartoffeln, die durch ihre leicht rötliche Färbung von der handelsüblichen Ware abstachen. Dennoch musste ein großer Teil der Bevölkerung auf Dauerteigwaren aus der volkseigenen Produktion umsteigen. In den Betriebskantinen und Schulküchen reduzierte sich der Speiseplan im Wesentlichen auf Eiernudeln und Makkaroni. Schlimmer noch war die Knappheit an Heizmaterialien. Auf den Kohleplätzen lag nichts mehr als schmutziger Schnee, und weder händeringende Bitten noch die Aussicht auf ein reichliches Trinkgeld konnten die Kohleleute erweichen. Die notorische Antwort lautete: »Kohle is’ aus. Bestellungen sind erst für den nächsten Winter möglich.« Verwaltungen und öffentliche Einrichtungen wurden angehalten, den Energieverbrauch zu drosseln. Manche Schulen stellten den Unterricht ganz ein, weil sie die Klassenräume nicht mehr beheizen konnten. Oder sie führten einen Schichtbetrieb ein: Vormittags die eine Hälfte der Schüler, nachmittags die andere. In den Kasernen der Nationalen Volksarmee waren nur noch die Stabsgebäude warm, die Unterkünfte der einfachen Soldaten dagegen blieben kalt. Wer fror, sollte sich die Wattejacke überziehen. Die auch bei schönem Wetter nicht gerade zuverlässige »Deutsche Reichsbahn« bot ein chaotisches Bild. Am 23. Dezember brachte das »Neue Deutschland« eine kleingedruckte Meldung unter der Überschrift: »Änderungen im Reisezugverkehr«, die ankündigte: »Um dringend notwendige Transporte von Brennstoffen und anderen Versorgungsgütern in den nächsten Tagen zu gewährleisten, hat die Deutsche Reichsbahn … Fahrplanveränderungen für den Reisezugverkehr vorgenommen. Reisende werden deshalb gebeten, sich vor Beginn der Fahrt bei den Auskunftsstellen der Deutschen Reichsbahn zu informieren.«23 Doch der Begriff »Fahrplanveränderungen« erwies sich als ausgesprochener Euphemismus, und Anfragen beim Reichsbahnpersonal waren vollkommen sinnlos. Die Züge hatten teilweise viele Stunden Verspätung, und die kalten Mitropa-Gaststätten füllten sich mit ärgerlichen Reisenden. In der Silvesternacht lagen die Städte der DDR im Dunkeln. Selbst Berlin versank in romantischer Finsternis, und nur noch die Flutlichtanlagen an der Mauer verbreiteten ihren kalten Schein, der wie ein geheimnisvolles Nordlicht über der Stadt lag. So begrüßte die DDR-Bevölkerung das neue Jahrzehnt, und wenigstens die nach langer Ansteherei ergatterten Knallkörper aus dem VEB Pyrotechnik wirkten angesichts der Dunkelheit effektvoller als sonst. In den Nächten um den Jahreswechsel saßen in manchen Regionen der DDR die Familien beim Kerzenschein und unterhielten sich über alte Zeiten, in denen Verdunkelungen und Stromsperren noch an der Tagesordnung waren. Am ersten Arbeitstag nach Neujahr war der romantische Geist der Volksgemeinschaft schnell verflogen. Milch war knapp, weil die elektrischen Melkanlagen teilweise nicht mehr funktionierten. Auch sonst gab es Engpässe und Transportprobleme, ungeheizte Verkehrsmittel, Schlangen vor den Geschäften, ärgerliche Kunden, gereizte Verkäuferinnen. Die Leute schimpften aufs Wetter und auf die Partei.


  Ein vielleicht schon älterer, aber die damalige Situation treffend beschreibender Witz machte die Runde: »Was sind die vier Hauptschwierigkeiten beim Aufbau des Sozialismus? Antwort: Der Frühling, der Sommer, der Herbst und der Winter.« Er zielte auf den sehr vordergründigen Versuch der SED-Propaganda, die dauernden Mangelerscheinungen allein auf das Wetter zu schieben. Der »General Winter«, der schon manchen Weltherrschaftstraum unter Schnee und Eis begraben hatte, feierte seine Auferstehung. Die Scherze hatten bewusst oder unbewusst eine philosophische Tiefendimension. Sie waren die Antwort des gesunden Menschenverstandes auf den damals in Blüte stehenden Forschritts- und Wissenschaftsglauben, der die Natur beherrschbar machen wollte. »Wetter ist immer« lautete seine schlichte Weisheit; daran ändern keine Ideologie, kein Wirtschaftssystem und keine staatliche Macht etwas. Nach Jahren eines zwar bescheidenen, doch stetigen Aufschwungs empfand man es als ungewöhnlich, als es im Frühjahr 1970 keine Kohlen mehr gab, zumal dies im grotesken Gegensatz zu der euphorischen Berichterstattung in den Medien stand. Der Volksmund reimte in ironischer Anspielung auf den verordneten Jubel zum gerade überstandenen 20. Jahrestag der DDR: »Keine Kohlen im Keller, keine Kartoffeln im Sack. Es lebe der 20. Jahrestag!« Die wirtschaftlichen Probleme, die wachsende Unzufriedenheit und die immer schwieriger werdenden weltpolitischen Rahmenbedingungen bildeten eine gefährliche Gemengelage. Nach über 20 Jahren faktischer Alleinherrschaft Walter Ulbrichts lag ein Anflug von Krisenstimmung über dem kalten Land. Seine Ära neigte sich dem Ende zu.


  Machtkampf hinter den Kulissen


  Am 8. September 1970 tagte wie jeden Dienstag das Politbüro des ZK der SED.24 Von den stimmberechtigten Mitgliedern waren lediglich Erich Honecker, Günter Mittag, Horst Sindermann und Willi Stoph anwesend. Walter Ulbricht, Friedrich Ebert, Paul Fröhlich, Gerhard Grüneberg, Hermann Matern, Erich Mückenberger, Herbert Warnke, Kurt Hager, Alfred Neumann, Albert Norden und Paul Verner fehlten wegen Krankheit oder Urlaub. Außerdem waren die nicht stimmberechtigten Kandidaten des Politbüros Hermann Axen, Georg Ewald, Walter Halbritter, Werner Jarowinsky, Günther Kleiber und Margarete Müller anwesend. Als Gast vermerkte das Protokoll Werner Lamberz sowie zu den einzelnen Tagesordnungspunkten den Vorsitzenden der Plankommission und mehrere Fachminister. Die Sitzungsleitung hatte wegen der Abwesenheit Walter Ulbrichts stellvertretend Erich Honecker übernommen. Neben Routineangelegenheiten stand ein »Beschluss zur Analyse über Plandurchführung 1. Halbjahr 1970« zur Diskussion. Das elfseitige Papier dazu hatte Willi Stoph erarbeitet und trug es auch vor.25 Es befasste sich mit der Wirtschaftspolitik Ulbrichts, war moderat in der Form und vernichtend im Inhalt. Es kritisierte insbesondere die sogenannte Strukturpolitik. Damit meinten Ulbrichts Widersacher die überzogene und schlecht vorbereitete Automatisierung von Produktionsanlagen, den überproportionierten Ausbau der Zentren Berlins und der Bezirksstädte sowie die Errichtung teurer Prestigeobjekte wie großer Hotels oder überflüssiger innerstädtischer Schnellstraßen. Willi Stoph verwies darüber hinaus insbesondere auf die Probleme der Rohstoffversorgung. Er schlug eine Reduzierung der Importe und eine Steigerung der Exporte vor. Gleichzeitig aber hielt er die »Erhöhung der Produktion von Konsumgütern zur Versorgung der Bevölkerung« für richtig. »Durch die Staats- und Wirtschaftsorgane ist zu sichern, dass bei Produktionsumstellungen in Kombinaten und Betrieben keine Einschränkungen der Konsumgüterproduktion, insbesondere der von der Bevölkerung gewünschten Sortimente eintritt.«26 Auch die »Sicherung der Stabilität der Preise bei Konsumgütern«27 sollte laut Willi Stoph garantiert werden.


  Die wirtschaftspolitischen Vorstellungen der Anti-Ulbricht-Fronde waren hochgradig inkonsistent. Auf der einen Seite kritisierten Ulbrichts Gegner im Politbüro nicht ohne innere Berechtigung die wirtschaftlich sinnlosen Prestigebauten und verwiesen auf den Vorrang von Investitionen in gewinnbringende Zweige. Andererseits konzipierten sie wenigstens ansatzweise zum ersten Mal die Politik der Preisstabilität, die in nicht geringerem Maße eine Verletzung betriebswirtschaftlicher Prinzipien zugunsten politischer Ziele darstellte. Der Grundgedanke bestand darin, sich durch ökonomisch nicht abgedeckte Konsumleistungen bei der Bevölkerung kurzfristig Zustimmung und damit politische Stabilität zu erkaufen. Die Festpreise für sogenannte Grundbedürfnisse wurden zum Eckpfeiler der Wirtschafts- und Sozialpolitik erklärt. Dieser Kurs war in der Beschlussvorlage nicht im Detail ausgearbeitet, aber offenbar als Entwurf bereits vorhanden. Ob eine Politik der forcierten Investitionen in die Bereiche Wissenschaft, Technologie und Automatisierung auf Kosten des Lebensstandards langfristig zu einer erfolgreicheren Entwicklung geführt hätte, ist natürlich fraglich. Fest steht lediglich, dass sich seit September 1970 ein Ende der Reformeuphorie der Ulbricht-Zeit und des teilweise richtungslosen Experimentierens abzeichnete. Eine ironische Pointe der Geschichte besteht darin, dass Honecker schon bald nach seinem Machtantritt in die gleichen Fehler verfiel wie sein Vorgänger. Mit Prestigeobjekten wie dem Palast der Republik, dessen Bau 1973 begann, verschleuderte er ebenso das Volksvermögen. Auch seine Herrschaft war von gigantischen Massenaufmärschen, Treffen junger Sozialisten und dergleichen begleitet, für die nichts zu gut und zu teuer war, und am Ende seiner Amtszeit berauschte er sich an schön klingenden Begriffen wie Mikroelektronik und Mega-Bit-Speicher, von deren Einführung er sich Wunderdinge erhoffte.


  Handelte es sich bei der Auseinandersetzung zwischen Ulbricht und der Mehrheit des Politbüros um einen politischen Richtungsstreit oder um einen rein persönlichen Machtkampf? Auch nach dem Studium der Akten bleibt das Bild verschwommen. Es fehlte nicht an politischen Differenzen. Ulbricht hatte den großen Bruder in Moskau durch allzu großes Selbstbewusstsein verärgert. Starrsinnig hielt er an der kritisierten Wirtschaftspolitik fest und wollte der Bevölkerung neue Abstriche am Lebensstandard zumuten. Dennoch wirken die Vorwürfe vorgeschoben. Trotz aller Betonung der Erfolge der DDR blieb Ulbricht auch in dieser Phase seiner politischen Biografie ein getreuer Erfüllungsgehilfe der Sowjetunion. Seine ökonomischen Vorstellungen waren gewiss irreal, doch Honecker hatte noch weniger zu bieten. Ulbricht mag Hoffnungen auf eine engere Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik gesetzt haben, doch wurde er nicht müde, die Neue Ostpolitik der Bundesregierung als besonders raffinierte Tarnung imperialistischen Großmachtstrebens zu denunzieren. Umgekehrt hat man oft gemutmaßt, er habe der flexibleren Vertragspolitik der Sowjetunion mit seinem starrsinnigen Festhalten an dogmatischen Feindbildern entgegengestanden. Doch Ulbricht wäre wohl Taktiker genug gewesen, sich auf die Erfordernisse einer gewandelten weltpolitischen Lage einzustellen. Das Kernproblem bestand wohl doch in Ulbrichts Alter und Gesundheitszustand. Honecker sah endlich die Zeit gekommen, der erste Mann in Partei und Staat zu werden. So begann im Sommer 1970 ein Intrigenspiel gegen Walter Ulbricht. Erich Honecker versuchte, eine Mehrheit im Politbüro gegen Ulbricht zusammenzuzimmern und bei Leonid Breschnjew die Erlaubnis für einen solchen Wechsel an der Parteispitze zu erlangen. Die selbstbewussten Töne, die der alternde Ulbricht gegenüber dem großen Bruder gelegentlich anschlug, wusste er klug zu vermeiden, während er in Moskau seine Intrigen spann.


  Auf der 14. Tagung des Zentralkomitees der SED vom 9. bis zum 11. Dezember entlud sich schließlich das Unwetter über Ulbrichts Haupt. Honecker hielt sich aus taktischen Gründen zurück und überließ Paul Verner und Willi Stoph das Feld der Kritik. Das Ende der Veranstaltung bildete ein Schlusswort Ulbrichts. Freimütig gestand er Fehler in der Planung ein. Beispielsweise hätte das Kernkraftwerk Nord doppelt so viel gekostet wie bilanziert. »Bei dieser Projektierung wurde nicht exakt wissenschaftlich gearbeitet, und es gab auch bei solchen Projekten keine Vorplanung«28, gab er zu Protokoll. Doch trotz aller Schwierigkeiten und Fehlentscheidungen hielt er die Grundlinie seiner Politik für richtig, so auch in der Frage der Verbraucherpreise. Ulbricht meinte: »Es ist notwendig, dass wir gegen den Konsumentenstandpunkt Stellung nehmen, trotz der Schwierigkeiten … Wir müssen ganz offen sagen, dass im Kampf zwischen den beiden Weltsystemen … auch Opfer gebracht werden müssen«29. Nach dem Schlussbeifall erfolgte die Abstimmung über die Entschließungen der Plenartagung. Das übliche Ritual wurde nicht durchbrochen. »Wer ist dafür?«, fragte der Versammlungsleiter Ulbricht nach jedem Punkt. »Danke! Gegenprobe! Einstimmigkeit.« Äußerlich herrschte das gewohnte Bild, hinter den Kulissen aber tobte ein heftiger Machtkampf. Am 17. Dezember forderte die Sekretärin des Büros des Politbüros alle seine Mitglieder und Kandidaten schriftlich auf, zu der Frage der Veröffentlichung des Schlusswortes Ulbrichts bis 16.30 Uhr Stellung zu nehmen. Stoph kritzelte seine lapidare Antwort auf das Aufforderungsschreiben: »Ich bin nicht dafür, das Schlusswort zu veröffentlichen, da es nicht in Übereinstimmung mit den Beschlüssen steht.«30 Die übrigen Entscheidungsträger antworteten mehr oder weniger gewunden in der gleichen Weise.31 Am deutlichsten brachte Horst Sindermann die Dinge auf den Punkt: »Es gab nicht einzelne Überspitzungen, sondern wir haben uns übernommen, haben die Entwicklung entscheidender Zweige … vernachlässigt. Beides hat nicht nur Disproportionen hervorgerufen, sondern auch Schwierigkeiten in der Führung der Arbeiterklasse gebracht!«32 Ulbricht gab klein bei und begnügte sich mit dem Abdruck einer kurzen Zusammenfassung im offiziellen Protokoll der 14. Plenartagung. Das »Neue Deutschland« verwies zwar im Kommuniqué auf das Schlusswort, dokumentierte es jedoch nicht. Für Walter Ulbricht bedeutete der gesamte Vorgang eine schwere Demütigung. Im Grunde war von nun an seine Ablösung von der Funktion des SED-Chefs nur noch eine Frage der Zeit.


  Selbst geschulte DDR-Astrologen dürften die Bedeutung der Kursänderung kaum erahnt haben, geschweige denn der normale Leser des »Neuen Deutschlands«. Bis zum 14. Dezember hatte der Abdruck der Reden und Diskussionsbeiträge des Plenums gedauert. Am 16. Dezember erschien ein längerer Artikel von Jürgen Kuczynski: »Was ist das ökonomische System des Sozialismus?«. Er begann und endete mit einem Ulbricht-Zitat, ganz wie es Brauch war, und pries die »komplexe Anwendung automatisch gesteuerter und geregelter Produktionssysteme«33. Am folgenden Tag waren Walter und Lotte Ulbricht auf der Titelseite des »Neuen Deutschlands« zu bewundern, wie sie in der Loge der Staatsoper im Rahmen der Beethoven-Ehrung der Premiere von »Fidelio« beiwohnten.34 Am 18. Dezember berichtete das Zentralorgan auf der ersten Seite über die konstituierende Sitzung einer Kommission zur Vorbereitung des 25. Jahrestages der SED, auf der Walter Ulbricht ein »richtungsweisendes Referat« gehalten hatte. Nichts deutete in der Öffentlichkeit darauf hin, dass Ulbrichts Stern zu sinken begann. Doch seine Rivalen hatten zum entscheidenden Streich ausgeholt. Am 21. Januar 1971 schickten sie einen von 13 Mitgliedern des Politbüros unterzeichneten Brief an Breschnjew.35 Das Schreiben enthielt schwerwiegende Vorwürfe und teilweise bösartige Unterstellungen. Es warf Ulbricht »lebensfremde, pseudowissenschaftliche, teilweise ›technokratische‹ Theorien« vor und deutete gesamtdeutsche Alleingänge an. »Nicht nur in der Innenpolitik«, hieß es dort, »sondern auch in unserer Politik gegenüber der BRD verfolgt Genosse Ulbricht eine persönliche Linie, an der er starr festhält. Damit wird ständig der zuverlässige Ablauf des zwischen der KPdSU und der SED koordinierten Vorgehens und der getroffenen Vereinbarungen gegenüber der BRD gestört.«36 Geschickt appellierte der Brief an die Eitelkeit Breschnjews. »Aus vielen Bemerkungen und manchem Auftreten geht hervor, daß sich Genosse Walter Ulbricht gern auf einer Stufe mit Marx, Engels und Lenin sieht.«37 Auf der Stufe der Klassiker aber hatte nur einer zu stehen, und das war Breschnjew selbst. So gipfelten die Denunziationen denn auch in der Anspielung: »Wir berücksichtigen dabei auch bestimmte Lehren aus den Ereignissen in Volkspolen und in der ČSSR.«38 Damit wollte man andeuten, dass es auch in der DDR eine Entwicklung wie den Prager Reformkurs von 1968 oder einen Arbeiteraufstand wie im Dezember 1970 in Polen geben könnte, wenn die sowjetische Führung Ulbricht nicht absetze. Konkret wurde vorgeschlagen, seine Funktion auf den Staatsratsvorsitz zu beschränken und gleichzeitig dieses Gremium in seiner Bedeutung zu beschneiden. Ganz in diesem Sinne fielen dann auch am Rande des XXIV. Parteitages in Moskau die Würfel. Am 11. April 1971 konferierte der sowjetische Parteichef mit Honecker und Ulbricht. Letzterer verließ Moskau als geschlagener Mann. Es folgte noch ein öffentlicher Auftritt anlässlich des 25. Jahrestages der SED-Gründung. Im Berliner Metropol-Theater, dem Ort des Vereinigungsparteitages von KPD und SPD am 21. /22. April 1946, hielt Ulbricht seine letzte öffentliche Rede.


  Tod und Verklärung Walter Ulbrichts


  Am 3. Mai 1971 beschloss das Zentralkomitee der SED auf seiner 16. Tagung einstimmig, Walter Ulbricht auf eigenen Wunsch aus Altersgründen von seiner Aufgabe als Erster Sekretär des Zentralkomitees zu entbinden. Angesichts seiner Verdienste wählte es ihn, der nominell Staatsoberhaupt blieb, dann zum Vorsitzenden der SED, ein Posten, der speziell zu diesem Zweck eingerichtet wurde und mit keinerlei realer Macht ausgestattet war. Anschließend wurde Erich Honecker – ebenfalls einstimmig – zum neuen Ersten Sekretär bestimmt.


  Es folgte die Tragödie eines einsamen, alten und gedemütigten Mannes, der um jedes Zipfelchen Macht kämpfte. Schließlich wurde ihm bedeutet, dass er sich in die Politik nicht einzumischen habe, sonst würde er auch seiner Ehrenämter verlustig gehen. So lebte er noch zwei Jahre in seinem Luxus-Ghetto in Wandlitz, lebendig begraben und beaufsichtigt von Ärzten, die dem Politbüro Bericht zu erstatten hatten.


  Ausgerechnet während der gigantisch inszenierten IX. Weltfestspiele der Jugend und Studenten starb Walter Ulbricht am 1. August 1973. Der fast schon vergessene Parteiführer brachte sich auf diese Weise noch einmal in Erinnerung. Immerhin war er formal noch Staatsoberhaupt und Vorsitzender der SED. Eine würdige Staatstrauer wäre angemessen gewesen. Doch Honecker wollte an seinem aufwendig vorbereiteten Festprogramm keine Abstriche machen. Er ließ einen Brief in die Welt setzen, in dem Ulbricht die Jugend der Welt bat, sich durch sein unzeitgemäßes Ableben nicht die gute Laune verderben zu lassen. »Wir wussten es ihm zu danken«, sinniert der Held einer ironisch gefärbten Erzählung von Hans-Ulrich Klingler, die damals in der DDR nicht erscheinen durfte. »Haben ein Feuerwerk veranstaltet, das rummste noch in Mecklenburg. Und Tanz unter den Linden bis in den frühen Morgen. Man hätte glauben können, wir feiern den Tod eines Klassenfeindes.«39 Es wurde sogar untersagt, Fahnen auf Halbmast zu setzen oder mit Trauerflor zu schmücken. Manche alte Genossen, denen das lose Treiben auf den Straßen der Hauptstadt ohnehin zu weit ging, knurrten böse, aber kaum jemand wagte es, entgegen den Anweisungen der Partei zu handeln. Erst einige Tage nach Abschluss der Weltfestspiele erfolgte mit allem Pomp die Beisetzung des teuren Verblichenen auf dem Friedhof der Sozialisten in Berlin-Friedrichsfelde. Einige Beobachter wollen bemerkt haben, dass die Lafette mit dem Sarg schneller als angemessen durch die Straßen fuhr, um den am Straßenrand versammelten Trauernden keine ausreichende Gelegenheit zu geben, ihrem Schmerz Ausdruck zu verleihen. Auch sollen mehr Menschen dort gestanden haben, als es den Regisseuren der Beisetzungsfeier lieb gewesen sei. Eine Sehnsucht nach der »goldenen Zeit« unter Walter Ulbricht hat es in den folgenden beiden Jahrzehnten jedoch kaum gegeben. Erst im Zeichen des nahenden Zusammenbruchs erinnerten sich manche SED-Genossen an die Reformansätze der sechziger Jahre.


  Dennoch gab es nach dem rigorosen Abbruch der Wirtschaftsreformen von 1970 / 71 keinen Versuch mehr, die Gesellschaft von Grund auf zu modernisieren. Die halbherzigen Reformpapierchen, die SED-Wissenschaftler Ende der achtziger Jahre im verschlossenen Kämmerchen entworfen haben, blieben in der Substanz hinter den Ideen der sechziger Jahre zurück. Sicher hat Ulbricht geahnt, dass der »friedliche Wettstreit der Systeme«, den er propagierte, nicht durch Parolen, sondern durch harte ökonomische Tatsachen entschieden werden würde. Um den Wettlauf mit dem Westen zu gewinnen und eines Tages über ganz Deutschland einen Einfluss ausüben zu können, brauchte er neue Ideen und fortschrittliche Methoden der Lenkung der komplizierten Produktionsprozesse. Er ließ sich schließlich in seinen Entscheidungen lieber von kompetenten Wissenschaftlern als von Parteifunktionären beraten. Der Arbeiterjunge aus dem Leipziger Osten hatte einen Riesenrespekt vor Kunst, Wissenschaft und Bildung. Doch der Reformpolitiker Ulbricht hatte einen unüberwindlichen Feind – den Machtpolitiker Ulbricht. Die von der Parteiführung mit der Suche nach den Systemfehlern beauftragten Expertenkommissionen hätten sehr schnell auf den zentralen Fehler im »entwickelten gesellschaftlichen System« des Sozialismus kommen können. Er hieß nicht Ulbricht – das wäre zu viel der Ehre –, aber er war verkörpert durch Ulbricht. Er personifizierte seit 1945 den unbedingten Willen der Partei zur Alleinherrschaft, aus der sich fast zwangsläufig die Autokratie des Generalsekretärs ergab. Die Leute, die Ulbricht schließlich beiseiteschoben und sein Reformprojekt abbrachen, waren Kreaturen von seinem Fleisch und seinem Blut. Sie behandelten ihn so, wie er mit seinen innerparteilichen Gegnern umgegangen war. Vor allem aber übernahmen sie seine Methoden der Machtausübung. Es waren Ulbrichts Schüler, die den Sozialismus in den folgenden beiden Jahrzehnten zugrunde richten sollten.


  Kapitel 2: Die Ära Honecker


  Der VIII. Parteitag der SED


  Vom 15. bis zum 19. Juni 1971 tagte in Ost-Berlin der VIII. Parteitag der SED. Die Inszenierung hielt eine kunstvolle Balance zwischen Kontinuität und Neubeginn. »Es bleibt alles viel besser«, witzelten die Leute. Ort der Veranstaltung war wie stets die Werner-Seelenbinder-Halle im Arbeiterviertel Prenzlauer Berg. Die nach dem Krieg zur Sporthalle ausgebaute Markthalle des Schlachthofes diente seit 1952 diesem Zweck, und erst der IX. Parteitag im Jahre 1976 fand in dem feineren Palast der Republik im Zentrum der Hauptstadt statt. Auch die Staffage war die gleiche wie immer. Es wimmelte von Polizei und zivilen Ordnungshütern aller Art. Die Bürger waren angehalten, Fahnen aus den Fenstern zu hängen. Die S- und U-Bahnen waren mit kleinen Metallfähnchen geschmückt, und die Konsumgüterversorgung war – wie stets zu solchen Anlässen – besser als sonst. Mit ein bisschen Glück konnte man ein Kilo Apfelsinen oder Pfirsiche ergattern. Jungpioniere und FDJler begrüßten mit strahlenden Gesichtern die Delegierten und Gäste des Parteitages. Allerdings gab es auch Probleme. Ein Spitzel-Bericht des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) vermeldete: »… ziemliche Unruhe unter der Bevölkerung gibt es in der Frage der Behinderung im Straßenverkehr; es herrscht auch Unverständnis darüber, daß keine U-Bahn verkehrt, wenn Delegationen erwartet werden.«40 Für die schwarzen Limousinen der »führenden Persönlichkeiten« wurden ganze Straßenzüge gesperrt; und wenn nach den Sitzungen und Empfängen die Kolonnen mit den ausländischen Parteiführern über die Schönhauser Allee nach Pankow rollten, wurde sogar der Verkehr auf der dortigen Hochbahn eingestellt. »Bonzenschleuder«, knurrten die vor den U-Bahnhöfen oder im Verkehrsstau wartenden Berliner wütend den vorbeirasenden Autokavalkaden hinterher. Und der Ärger machte sich in kleinen Geschichten Luft, die dann die Stasi-Berichte kolportierten: »… am 16. Juni argumentierte ein Feinkostgeschäft in der Berliner Straße, das an diesem Tage nur ein mangelhaftes Warenangebot hatte, damit …, daß das Fahrzeug vollbeladen wieder wegfahren mußte, weil es auf Weisung der Sicherheitskräfte nicht parken und abladen durfte. Bemängelt wurde auch, daß seit Beginn des Parteitages der Zeitungszustelldienst nicht mehr klappt. Die Zeitungen kommen erst, wenn die Bevölkerung zur Arbeit gegangen ist.«41


  Die Tatsache, dass Walter Ulbricht fehlte, spielte in den Diskussionen laut Partei- und MfS-Berichterstattung kaum eine Rolle, und so sollte es auch sein. Der Parteitag demonstrierte Geschlossenheit. Hermann Axen verlas das Grußwort Walter Ulbrichts. Die 2000 Delegierten dankten mit stehenden Ovationen dem kranken Ehrenvorsitzenden und waren froh, dass er nicht da war. Eine neue, bessere Periode sollte mit dem neuen Mann an der Spitze beginnen. Wer sich aus beruflichen Gründen oder freiwillig der Lektüre der qualvoll langen Reden der SED-Funktionäre unterzog, konnte einige wesentliche Kursänderungen auf dem Gebiet der Ideologie feststellen. Man nahm Abschied von der These, der Sozialismus sei eine »relativ selbständige Gesellschaftsformation«, und betrachtete ihn wieder als Übergangsphase zum Kommunismus. Der Begriff der »sozialistischen Menschengemeinschaft« verschwand aus den öffentlichen Bekundungen und wurde wieder durch »Klassen« und »soziale Schichten« ersetzt. In auffallender Weise betonten die Parteitagsreden wieder die Führungsrolle der KPdSU und der Sowjetunion. Von der unterschwellig betriebenen Tendenz Ulbrichts, die DDR als den fortgeschrittensten sozialistischen Staat zu feiern, hatte die Führung offensichtlich Abschied genommen.


  Zur deutschen Frage brachte der VIII. Parteitag nichts Neues. Sie sei entschieden, meinte Erich Honecker. In der DDR sei eine »sozialistische deutsche Nation« entstanden, während in der BRD die »bürgerliche deutsche Nation« weiterbestehe. Die Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten seien rein völkerrechtlicher Natur. Sie sollten nach den Prinzipien der friedlichen Koexistenz geregelt werden. Ein wirklicher Einschnitt entstand auf dem Gebiet der Sozial- und Wirtschaftspolitik. Erstmals wurde die sogenannte Hauptaufgabe formuliert, deren Inhalt in den folgenden beiden Jahrzehnten jeder Oberschüler und Student kennen musste. In Erich Honeckers Grundsatzreferat hieß es dazu: »Die Hauptaufgabe … besteht in der weiteren Erhöhung des materiellen und kulturellen Lebensniveaus des Volkes auf der Grundlage eines hohen Entwicklungstempos der sozialistischen Produktion, der Erhöhung der Effektivität, des wissenschaftlich-technischen Fortschritts und des Wachstums der Arbeitsproduktivität.«42 Was solche Formeln, die sich nur in Nuancen von alten Sprachregelungen unterschieden, konkret beinhalteten, sollten erst die nächsten Jahre zeigen. Insgesamt deutete sich schon während der Referate des VIII. Parteitages eine Tendenz zu mehr Pragmatismus und Lebensnähe an. Honecker schwebte offenbar eine Art sozialistischer Wohlstandsgesellschaft vor, und er gab damit ein Stück kommunistischer Utopie auf. Gleichzeitig wurde der hohe Anspruch an die »allseitig gebildete sozialistische Persönlichkeit« heruntergeschraubt. Allerdings sollte sich der Wohlstand nicht allein im persönlichen Konsum, sondern vor allem im sozialen Bereich verwirklichen, um so die Vorzüge des Sozialismus für jedermann sichtbar zu machen.


  Erich Honecker an der Spitze der Partei


  Der unauffällige Buchhaltertyp mit der schief sitzenden Kassenbrille war am 3. Mai 1971 zum ersten Mann des Staates geworden. Er sollte es 18 Jahre lang bleiben, und er gehört damit zu den »erfolgreichsten« deutschen Politikern des 20. Jahrhunderts. Wie nur wenige andere Persönlichkeiten hatte er sowohl die äußeren Insignien der Herrschaft als auch die reale Macht in seinen Händen konzentriert. Nach dem Zusammenbruch der DDR äußerten viele Mitglieder der Parteiführung ernsthaft die Meinung, keine wesentliche Mitverantwortung an der Leitung des Staates getragen zu haben. In gewisser Weise scheint das der Wahrheit entsprochen zu haben. Noch im Sommer 1989 war Honeckers Macht so groß, dass er vom Krankenbett aus jeden Reformansatz verhindern und die DDR mit eiserner Konsequenz dem Abgrund entgegensteuern konnte. Es lohnt sich also, darüber nachzudenken, warum es ausgerechnet ihm vergönnt war, diese unangefochtene Stellung einzunehmen. Der erste oberflächliche Befund ist erschütternd: Honecker fehlte alles, was einen Staatsmann ausmacht. Selbst auf den stark retuschierten, bunten Porträtfotos, die in der DDR jede Amtsstube schmückten, wirkte er verklemmt und unsicher. Dabei war er grenzenlos eitel.


  In den Medien inszenierte er eine beispiellose Hofberichterstattung. Man erzählte sich in Journalisten-Kreisen, dass er persönlich die Fotos aussuchte, die das »Neue Deutschland« von ihm veröffentlichen durfte. Tatsächlich gab es 1988 einige Aufregung um das »Protokollbild«, das auf der Innenseite der Broschüre mit Erich Honeckers Bericht für die 7. Tagung des ZK der SED erschienen war.43 Honecker hatte ein neues Foto fertigen und an den Dietz Verlag schicken lassen. Dort war besagte Broschüre mit dem alten Foto bereits im Druck. Der Verlagsleiter, Günter Hennig, schickte ein gewundenes Schreiben an den zuständigen ZK-Sekretär Kurt Hager, in dem er anbot, eine Million fertig gedruckter Exemplare einzustampfen.44 Dies unterblieb dann doch, und die Leser mussten sich mit dem gewohnten Bild des Generalsekretärs zufriedengeben. Alljährlich zur Leipziger Frühjahrsmesse machte Honecker einen mehrstündigen Rundgang durch die verschiedenen Ausstellungshallen. Die Zeitung bestand am folgenden Tag fast nur aus Fotos, die ihn im Gespräch mit Diplomaten und Vertretern ausländischer Firmen zeigten. Am 17. März 1986 zierten insgesamt 35 solcher Fotos das Zentralorgan der Partei. Doch auch die landesweite Witzelei über diese groteske Eitelkeit hielt das »Neue Deutschland« nicht davon ab, ein Jahr später zum gleichen Anlass die Anzahl noch zu steigern. Die Ausgabe vom 16. März 1987 enthielt 43 Bilder Erich Honeckers und erreichte damit eine Rekordmarke. 1988 begnügte man sich mit 33 und im Wendejahr 1989 mit 38 Fotos. In der Montagsausgabe des »Neuen Deutschlands« vom 10. Oktober 1989, die über die Feierlichkeiten zum 40. Jahrestag der Republik berichtete, finden sich immerhin noch 26 Bilder des Generalsekretärs. Es ist dies sozusagen die letzte Nummer des »Neuen Deutschlands« im gewohnten Stil der »guten alten DDR«. Einen Tag später setzte in großer Aufmachung die Berichterstattung über »Provokationen von Rowdys am Nationalfeiertag« ein; erstmalig tauchten aber auch die Stichworte Dialog und Gesprächsbereitschaft auf. Die Zeit der vielen Bilder ging für Erich Honecker damit dem Ende entgegen.


  Wenn der SED-Chef versuchte, den lockeren und weltoffenen Stil westlicher Politiker nachzuahmen, machte er einen fast rührend unbeholfenen Eindruck. Seine Sprache war von erschreckender Armseligkeit. Er war kaum in der Lage, drei Sätze hintereinander frei zu sprechen. Sein geistiger Horizont schien hoffnungslos beschränkt – genauer gesagt, man konnte ihn in den wenigen frei gesprochenen Statements schlechterdings nicht erkennen. »Warum ausgerechnet der?«, möchte man fragen. Hatte die SED-Nomenklatura keine brillanteren Rhetoriker, keine intelligenteren Köpfe, keine überzeugenderen Gestalten zu bieten? Angesichts der »historischen Gesetzmäßigkeit«, welche die SED-Propagandisten ständig im Munde führten, fällt es schwer, gerade bei der Personalauswahl an Zufall zu glauben. Es muss noch ein tieferes Geheimnis um den Dachdecker aus Wiebelskirchen geben.


  Ulbricht war in der Bevölkerung verhasst. Über seine Jugend in Leipzig hielten sich bösartige, wenn auch sachlich unzutreffende Gerüchte. Seine unerträgliche sächsische Fistelstimme, die Eigenheit, an jeden zweiten Satz ein unmotiviertes »Ja« oder »Nuuuu« anzuhängen, sein Zickenbart und seine Frau Lotte waren Zielscheibe unendlich vieler, meist gehässiger Witze. Bis in die Reihen der Parteifunktionäre hinein wurde er als Belastung empfunden. Bereits nach der Verkündung des Neuen Kurses im Juni 1953 und nach dem XX. Parteitag der KPdSU im Frühjahr 1956 hatte man allgemein mit seiner Absetzung gerechnet. Den einfachen Leuten galt er ohnehin als Kettenhund der Russen, dessen Regime sich ohne die Rückendeckung der Besatzungsmacht keine 24 Stunden halten würde. Die westlichen Medien prangerten unermüdlich seine unmenschliche Gewaltherrschaft an. Nach dem 13. August 1961 erhielt seine negative Popularität neuen Auftrieb und wurde zum Synonym für Mauer, Stacheldraht und Zuchthaus. Honecker dagegen war in den ersten Jahren seiner Herrschaft fast beliebt. Vielen galt er als das »kleinere Übel«. Jahrelang gab es so gut wie keine Scherze über ihn, und erst in der Spätzeit tauchten die hämischen und bösartigen Witze der Ulbricht-Zeit wieder auf. Seltsamerweise galt Honecker zum Zeitpunkt seines Machtantritts als weitgehend unbeschriebenes Blatt. Seine Zeit als FDJ-Chef war vergessen. Die Machtpositionen, die er seit 1957 eingenommen hatte, lagen im Dunkel des anonymen SED-Apparates. Nur Eingeweihte oder sehr aufmerksame Zeitungsleser konnten sich erinnern, dass gerade er in seiner Funktion als SED-Sicherheitschef am 13. August 1961 die Errichtung des »Antifaschistischen Schutzwalls« geleitet hatte. Kaum jemand wusste noch, dass es auf dem 11. Plenum im Dezember 1965 Erich Honecker gewesen war, der die Attacken gegen die kritischen Künstler geführt hatte. Er war zwar im SED-Apparat als »scharfer Hund« bekannt, doch die Bevölkerung verband mit dem Namen kaum eine konkrete Vorstellung. Im Westen wie im Osten war man 1971 bereit, dem neuen Mann eine Chance zu geben. Jürgen Kuczynski brachte die Erwartungshaltung der SED-treuen Intelligenz in einem Artikel unter dem Titel »Mein Genosse Honecker« in der »Weltbühne« mit den Worten zum Ausdruck: »Gar nicht so oft habe ich mich mit ihm getroffen – und doch sage ich ›mein Genosse‹, nicht nur weil wir beide seit über 40 Jahren von unserer Partei geformt sind und uns so natürlich gut verstehen, sondern auch, weil er immer für mich da ist, wenn ich etwas mit ihm besprechen möchte.«45 In diesem zwischen Anmaßung und Speichelleckerei schwankenden Tonfall ist der ganze Artikel gehalten. Der »Intelligenz-Bummi«, wie das kleinformatige Blättchen mit dem großen Namen oft ironisch genannt wurde, diente sowohl als Spielwiese für geistreichelnde Spiegelfechtereien als auch für halbamtliche Verkündigungen notwendiger Nuancierungen der offiziellen politischen Linie. Im vorliegenden Fall wurde signalisiert, dass mit einer Verschärfung des ideologischen und kulturpolitischen Kurses nicht zu rechnen sei.


  Der Wechsel von Ulbricht zu Honecker brachte im Alltag der DDR manche Erleichterung. Der ehemalige Jugendfunktionär bewies, dass er ein Herz für junge Leute hatte. Westliche Beatmusik, 1965 pauschal unter das Verdikt kapitalistischer Unkultur gefallen, durfte wieder gespielt werden. Die begehrten »Blue Jeans«, bis dahin Symbol westlicher Dekadenz, wurden nun in der DDR verkauft. Als die ersten originalen »Levi’s« zu relativ moderaten Preisen in den Jugendmode-Abteilungen der Centrum-Warenhäuser auftauchten, kam es zu regelrechten Volksaufläufen. Der Jeansverkauf wurde zum Happening. »Angesichts der großen Mengen, die kurzfristig zu verkaufen sind, und des großen Interesses der Jugendlichen läßt sich ein zeitweiliger Käuferandrang nicht ganz vermeiden«46, meldete das für Handel und Versorgung zuständige Politbüromitglied Werner Jarowinsky dem Ersten Sekretär. »Es ist festgelegt, daß in den Verkaufseinrichtungen zusätzliche Arbeitskräfte – auch aus den Verwaltungen – eingesetzt und weitere Umkleidekabinen aufgestellt werden.«47 Sogar Büroräume wurden für die Anprobe freigeräumt, und zwischen den leeren Schreibtischen der Verwaltungsetage lernten die jungen Leute, mit den für sie neuen amerikanischen Hosenmaßen umzugehen. Auf Anordnung von oben konnte sogar die Bürokratie in der DDR ungeheuer spontan und kreativ sein. »In den ersten vier Verkaufstagen (bis einschließlich 30. 11. 1971) wurden in der Hauptstadt 120 000 Hosen verkauft, am ersten Verkaufstag in Potsdam in 50 Verkaufseinrichtungen 22 000 Stück und in 18 Objekten des Bezirkes Frankfurt (Verkaufsbeginn 14.00) 4600 Stück, insgesamt also fast 150 000 Stück«48, schloss Jarowinsky seinen Bericht.


  Später kamen Jeansadaptionen aus der volkseigenen Produktion und Importe aus den Bruderländern hinzu. Die Marken »Wisent« und »Boxer« sowie andere Nachahmungen erreichten zwar niemals das unverwechselbare Flair des US-amerikanischen Originals, aber ideologisch wirkten sie noch durchschlagender als die knappen Importe aus dem Devisenausland. Die Nonkonformisten-Uniform der Woodstock-Generation verlor durch die Aufnahme in die Eigenproduktion das Odium des Verworfenen, Oppositionellen und Aufsässigen. Selbst FDJ-Funktionäre pressten ihr Hinterteil in die engen Jeans und verkündeten vom Rednerpult die neue Losung: »Hosen sind Hosen.« Sie meinten damit, die blauen Levi’s aus Amerika sind kein Sakrileg wider das sozialistische Menschenbild. Denn im Namen der allseitig gebildeten sozialistischen Schülerpersönlichkeit hatten bis 1971 Lehrer und Parteifunktionäre einen Kleinkrieg gegen lange Haare, Jeans und kurze Röcke geführt. Doch nach dem Machtantritt Erich Honeckers wurde dieser vergebliche Kampf eingestellt, und bald schon unterschieden sich die Oberschüler und Studenten der DDR in Haar- und Barttracht kaum von ihren Altersgenossen im Westen. Die DDR war reif für die Weltfestspiele der Jugend und Studenten im August 1973, die viele als kulturellen Umbruch empfanden. Auch die zehn Gebote der sozialistischen Moral verschwanden kommentarlos in der ideologischen Mottenkiste, ohne dass ihnen jemand nachgetrauert hätte. Die Einmischung der Partei in die Privatangelegenheiten ihrer Mitglieder und Funktionäre ließ allmählich nach. Ehekrisen wurden jetzt nicht mehr vor der Parteiversammlung verhandelt, und selbst Nomenklaturkader durften fremdgehen und sich gegebenenfalls scheiden lassen, ohne für immer von der Karriereleiter zu fallen.


  Erich Honecker war der Mann der kleinen Kompromisse, der Meister des stillen Nachgebens und des So-Tun-als-ob. Westfernsehen war nicht direkt verboten und nicht direkt erlaubt. Ein Student oder Oberschüler konnte erheblichen Ärger bekommen, wenn er beim Westfernsehen erwischt wurde. Aber die Verkaufsstellen des sozialistischen Einzelhandels boten die Apparate mit dem integrierten »Westfarbsystem« (PAL) an. Der Umlauf von D-Mark als »Zweitwährung« war nicht direkt verboten und nicht direkt erlaubt. Devisenvergehen wurden streng bestraft, aber der Umlauf von D-Mark machte die Existenz der Intershops erst sinnvoll. Ausreiseanträge zu stellen war nicht direkt verboten und nicht direkt erlaubt. Antragsteller wurden beruflich diskriminiert und landeten häufig im Knast. Aber die Praxis der zuständigen Abteilung Inneres beim jeweiligen Rat des Kreises führte zu immer mehr solcher Begehren. Unter Erich Honecker wurde die DDR ein »Staat, der sich nur selber mitmachte« – wie Robert Musil für die von ihm Kakanien genannte k. u. k.-Monarchie formuliert hatte. Hinter dem Nebelvorhang einer Miniliberalisierung, die wenig Risiken in sich barg und viel Zustimmung einbrachte, steuerte der neue Erste Sekretär der SED allerdings einen regressiven Kurs. Er war der Mann der Staatssicherheit, und mit seinem Machtantritt vollzog sich auch der Aufstieg Erich Mielkes ins oberste Gremium der Macht. Für das MfS bedeutete das eine politische Aufwertung und die Möglichkeit zum ungehemmten personellen, technischen und »flächendeckenden« Ausbau. Mit Honecker begann auch eine neue Welle der Militarisierung der Gesellschaft, insbesondere des Bildungswesens von den Kindergärten bis zu den Universitäten. Er verschärfte die Sicherheitsbestimmungen, konzentrierte weiter den Einfluss der SED und stutzte die Blockparteien auf die Funktion des kommunalen Ausputzers zurück. Mit der seit Frühjahr 1972 rigoros durchgepeitschten Vernichtung des privaten Wirtschaftssektors verschwand der letzte Rest ökonomischer Freiheit. Neue Klassenkampfparolen lösten das parteioffizielle Harmoniegesäusel von der »sozialistischen Menschengemeinschaft« ab. Der unterschwellig verbreitete DDR-Stolz wurde in den Medien zugunsten einer starken Betonung der Vormachtstellung der Sowjetunion verdrängt. Die Zeichen standen also auch rein ideologisch auf Verknöcherung des Systems. Trotzdem hat dies innerhalb und außerhalb der DDR kaum jemand wahrgenommen. Im Osten fiel man auf die Politik des Bonbonverteilens gern herein, und dem Westen ging Stabilität über alles.


  Insgesamt wird man in der Retrospektive von einer Art Doppelstrategie sprechen können. Auf der einen Seite hieß die Parole: Abgrenzung vom imperialistischen Gegner, Zuwendung zur Sowjetunion, Erhöhung der revolutionären Wachsamkeit, Ausbau der Staatssicherheit, Kampf den kapitalistischen Überbleibseln in der Wirtschaft. Auf der anderen Seite bemühte sich die Honecker-Führung, die Untertanen durch soziale Zugeständnisse und einen höheren Lebensstandard zufriedenzustellen und so auch auf die Gefährdungen der Entspannungspolitik vorzubereiten. Dem VIII. Parteitag folgte eine Periode beachtlicher Erfolge auf den Gebieten der Wirtschaft, der Kulturpolitik und der internationalen Beziehungen. Die DDR wurde vom »Gebilde« zum völkerrechtlich anerkannten Staat und Mitglied der UNO. Die Abkommen mit der Bundesrepublik versprachen Sicherheit und Souveränität auf Dauer, während die längerfristig destabilisierende Wirkung der Anerkennungspolitik nicht zur Kenntnis genommen wurde. Kulturpolitisch praktizierte die SED-Führung eine vorsichtige Öffnung. Unter dem Signum »Weite und Vielfalt« lockerte sie manche dogmatische Verengung. Vor allem aber brachten die ersten fünf Jahre nach dem Wechsel an der Führungsspitze eine spürbare Verbesserung der täglichen Situation der Bevölkerung. Zwar blieb der Lebensstandard deutlich hinter dem der Bundesrepublik zurück. Die DDR besaß jedoch die größte Wirtschaftsleistung und das höchste Lebensniveau im gesamten Ostblock. Vor allem aber garantierte das Wirtschaftssystem Preisstabilität bezüglich der sogenannten Grundbedürfnisse – also etwa Mieten, Strom- und Wasserpreise, Grundnahrungsmittel, Fahrpreise – sowie Vollbeschäftigung. Die schädlichen Folgen einer Strategie der finanziell nicht abgedeckten Sozialleistungen und Subventionen gerieten zunächst noch nicht in den Blick. In der Phase von 1971 bis 1976 versuchte die SED-Führung die Überbeanspruchung der Kapazitäten vor allem durch Intensivierung der Wirtschaftsleistung zu mildern, überzogene Pläne zu relativieren und Disproportionen zu beseitigen. Sie führte eine neue Form der Wirtschaftsleitung ein, die praktisch eine Rückkehr zum Zentralismus bedeutete. Der Versorgung der Bevölkerung mit Konsumgütern räumte sie ebenso einen hohen Stellenwert ein wie sozialpolitischen Verbesserungen. Beidem sollte ein gigantisches Wohnungsbauprogramm dienen.


  Der IX. Parteitag


  Der IX. Parteitag der SED fand vom 18. bis zum 22. Mai 1976 im gerade eröffneten Palast der Republik statt, dessen Bau schon zwei Jahre vorher begonnen hatte. Auf dem sumpfigen Boden der Spreeinsel im Herzen der Hauptstadt war in einer riesigen Betonwanne das teuerste Bauwerk der DDR-Geschichte entstanden. »Sachsen werden auf der Baustelle des Palastes der Republik nicht geduldet, weil sie das P immer wie B aussprechen«, witzelte die Bevölkerung und sprach fortan vom »Ballast der Republik«. Auch die Bezeichnung »Palazzo Prozzo« bürgerte sich ein. Doch es sollte ein echter Palast des Volkes werden. Mit viel Aufwand wurde über die Jahre hinweg eine Insel der Glückseligkeit aufrechterhalten. Die Gesetze der sozialistischen Mangelwirtschaft schienen für einige hundert Quadratmeter außer Kraft gesetzt. Hier gab es saubere Toiletten, freundliche Kellner, funktionierende Münzfernsprecher und die begehrten Sonderbriefmarken. Das hauseigene Postamt war auch am Wochenende bis zehn Uhr abends geöffnet. Zwischen den Gemälden der bekanntesten Künstler, auf denen keineswegs nur realsozialistische Heldengestalten zu sehen waren, flanierten Familien und Liebespaare. Aus den überall installierten Lautsprechern tönten keine Arbeiterlieder, sondern die Songs »international bekannter Musikformationen«. Wenn die Leute »Erichs Lampenladen« sagten, meinten sie das ironisch, aber nicht feindselig. Hier existierte die vielbeschworene »Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik« tatsächlich. Für die Kinder gab es einen Eisbecher »Pittiplatsch«, für Vati ein Wernesgrüner Bier und für Mutti ein Stück Torte mit Schlagsahne – und dies alles zu zivilen Preisen. Im Untergeschoss vergnügte sich die ausgelassene Jugend beim Disco-Sound. Daneben gab es ein Bowling-Center, das zu einem der beliebtesten Treffpunkte für Brigadeabende wurde. Das TIP – wie das »Theater im Palast« gemeinhin hieß – entwickelte sich unter der Leitung von Vera Oelschlegel zur anspruchsvollen Kleinkunstbühne für den gehobenen Geschmack, und auf der großen Bühne bekam das Volk die Schlagersternchen aus dem Westen zu sehen und zu hören. Überall war es sauber, ordentlich und gut ausgeleuchtet, damit das Wachpersonal jeden Winkel durch die Kontrollkameras einsehen konnte. Der Palazzo stellte die symbolhafte Inkarnation der Honecker-Ära dar: eine inszenierte Klein-DDR als Gesamtkunstwerk. Zwischen dem Weinrestaurant am Spreeufer und dem Bistro im Obergeschoss war der Staat der kleinen Leute Realität geworden. Der Palast war die erträumte DDR.


  Hier beschloss die SED 1976 ein neues Statut und ein neues Parteiprogramm. Diese einstimmig verabschiedeten Dokumente befestigten formal die seit Honeckers Machtantritt eingeschlagene politische Richtung. Beim Vergleich mit dem alten Programm von 1963 fällt vor allem die noch stärkere Betonung der führenden Rolle der Sowjetunion auf. Das sowjetische Modell sollte als verbindlich gelten, indem die »Allgemeingültigkeit« des Vorbilds UdSSR als »Hauptkraft der sozialistischen Gemeinschaft« hervorgehoben wurde. Der zweite Punkt bestand in der Betonung sozialpolitischer Verbesserungen zur Festigung der Einheit zwischen Volk und Partei. Sie müssten auf der Grundlage ständig fortschreitender Rationalisierung und Intensivierung der Produktion beruhen. Wirtschaftliche Experimente waren nicht mehr vorgesehen. Allerdings vermied man jede offene Kritik an Ulbricht und seiner Politik und verzichtete in dem Programm sogar auf den sonst üblichen Abriss der historischen Entwicklung der DDR und ihrer führenden Kraft, der SED. Der dritte wichtige Punkt bestand in der These von der sozialistischen Nation der DDR. Sie stellte die »nationale Frage« in einen breiten historischen Zusammenhang und beseitigte damit manche seit 1971 aufgetretene Verunsicherung und Überspitzung. Die SED-Führung tilgte alle Hinweise auf den Fortbestand der deutschen Nation oder die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands. Selbst von einer Wiedergeburt Deutschlands unter sozialistischen Vorzeichen mochte sie nicht mehr reden, obwohl doch das Endziel des Sieges des Sozialismus im Weltmaßstab unangetastet blieb.


  Auf der anderen Seite stellte das Parteiprogramm von 1976 nicht mehr in Frage, dass es sich bei den Bürgern der DDR ethnisch um Angehörige der deutschen Nationalität handelte. Unter Hinweis auf die lange teilstaatliche Tradition der deutschen Geschichte, vor allem auf die österreichischen und schweizerischen Sonderwege, behauptete es einen deutlichen Unterschied zwischen Nation und Nationalität. Die SED verabschiedete sich in ihrer Not gänzlich von einem ethnisch-kulturell geprägten Begriff der Nation und setzte eine rein soziologisch-politische Definition dagegen: »In der DDR entwickelt sich die sozialistische deutsche Nation … Die sozialistische Nation ist eine von antagonistischen Widersprüchen freie, stabile Gemeinschaft freundschaftlich verbundener Klassen und Schichten, die von der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei geführt wird. Sie umfaßt das Volk der DDR und ist gekennzeichnet durch den souveränen sozialistischen Staat auf deren Territorium.«49 Die These vom Fortbestand der Einheit der deutschen Nation betrachtete die SED dagegen als Versuch »aggressiver imperialistischer Kräfte, ihren revanchistischen Anspruch auf die DDR zu legitimieren«50. Die theoretisch und historisch untermauerte staatliche Abgrenzung von der Bundesrepublik führte andererseits dazu, dass man wieder ohne ideologische Bedenken von einer »deutschen Geschichte« oder einer »deutschsprachigen Literatur« sprechen durfte. Der »nationale Nihilismus« der Jahre seit 1971, der vor allem in der Streichung des Begriffs »deutsch« in allen offiziösen Bezeichnungen seinen Ausdruck gefunden hatte, machte einer stärker historisch argumentierenden Haltung zur deutschen Nation Platz und öffnete damit den Weg zu einer Wiederentdeckung von Persönlichkeiten, die für die deutsche Geschichte insgesamt bedeutsam waren. Die praktischen Folgen der Sprachregelungen des IX. Parteitages waren also durchaus ambivalent.


  Als Hauptaufgabe bei der »Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft« definierte der Parteitag erneut die »weitere Erhöhung des materiellen und kulturellen Lebensniveaus des Volkes auf der Grundlage eines hohen Entwicklungstempos der sozialistischen Produktion, der Erhöhung der Effektivität, des wissenschaftlich-technischen Fortschritts und des Wachstums der Arbeitsproduktivität«51. Die zweite, in den folgenden Jahren immer wiederkehrende Formulierung ist diejenige von der »Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik«: »Steigende wirtschaftliche Leistungsfähigkeit ist mit der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbeziehungen zu verbinden, das Prinzip ›Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seiner Leistung‹ ist konsequent zu verwirklichen.«52 Die Parteiführung ging somit stillschweigend davon aus, dass die konkreten Lebensvorstellungen der Arbeiter in der DDR sich nicht grundsätzlich von denjenigen ihrer Kollegen in westlichen kapitalistischen Industriestaaten unterschieden, und konzipierte faktisch eine Art sozialistischer Konsumgesellschaft. Diese Entscheidung war durch die Umstände diktiert und insofern im Sinne des Machterhalts richtig. Sie beinhaltete aber auch ein deutliches Element des defensiven Zurückweichens vor der Übermacht westlicher Konsumideale. Der »Wandel durch Annäherung« vollzog sich trotz der offiziellen Ablehnung der sogenannten Konvergenztheorie in den Jahren der Herrschaft Honeckers mit wachsender Geschwindigkeit.


  Insgesamt dominierte auf dem IX. Parteitag der SED die Kontinuität. Auch personell änderte sich wenig. Erich Honecker durfte sich nun Generalsekretär nennen. Erich Mielke, Konrad Naumann und Werner Felfe rückten von Kandidaten des Politbüros zu stimmberechtigten Vollmitgliedern auf. Der FDJ-Chef Egon Krenz und der Bezirkssekretär von Cottbus, Werner Walde, wurden als Kandidaten ins Politbüro gewählt. Man kann den IX. Parteitag als eigentlichen Höhepunkt der Honecker-Zeit bezeichnen. Die internationale Anerkennung hatte der DDR und damit auch der SED-Führung einen großen Prestigegewinn gebracht. Durch Zugeständnisse und Gratifikationen konnte man eine bisher unerreichte Zustimmung unter der Bevölkerung erringen. In der Kulturpolitik herrschte eine Art abwartender Burgfrieden. Bis zur Biermann-Ausbürgerung im November 1976 lautete die Botschaft der Partei an die kritischen Schriftsteller und Intellektuellen: »Wenn ihr fein artig seid, wird man euch schrittweise immer mehr erlauben können.« Auch die Sowjetunion und das sozialistische Lager wirkten in der ersten Hälfte der siebziger Jahre relativ stabil. Die ideologische Erregung um den Prager Frühling des Jahres 1968 war abgeklungen, und die polnische Arbeiterbewegung, die fünf Jahre später das kommunistische System radikal in Frage stellen sollte, steckte damals erst in den Anfängen. Eine gewisse Selbstzufriedenheit, die aber von innerer Souveränität weit entfernt war, prägte die allgemeine Grundstimmung des IX. Parteitages. Obwohl die Machtposition des Generalsekretärs unangefochten war, die Bevölkerung durch Sozialgeschenke relativ zufrieden war und die deutsche Teilung für alle Zeiten zementiert schien, waren gerade die ökonomischen Bruchstellen des Systems damals bereits deutlich erkennbar.


  Die späten siebziger Jahre


  Kurze Zeit nach dem IX. Parteitag warfen die kommenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten erste Schatten auf die allgemeine Jubelstimmung. Die Berichte von Diskussionen in den Betrieben im ganzen Land signalisierten der Führung eine Erwartungshaltung, die sie nicht enttäuschen zu dürfen meinte. Es zeigte sich, dass die proklamierte Hinwendung zu einem »Konsumsozialismus« nicht ohne Pferdefuß war. Nach den vielen schönen Worten wollten die DDR-Bürger konkrete Verbesserungen ihres persönlichen Lebensstandards. Am 27. Mai 1976 veröffentlichte die DDR-Presse einen gemeinsamen Beschluss des ZK der SED, des Bundesvorstandes des FDGB und des Ministerrates der DDR.53 In Auswertung der »vor dem Parteitag geführten Volksaussprache und der erfolgten Vorschläge zur weiteren Ausgestaltung der Sozialpolitik« wurde eine Komplex von Entscheidungen vorgelegt, der eine Erhöhung der Mindestlöhne und Renten, Förderungsmaßnahmen für berufstätige Mütter, Arbeitszeitverkürzungen und Urlaubsverlängerungen beinhaltete. Insgesamt konnte sich das sozialpolitische Maßnahmenpaket durchaus sehen lassen.


  Eine Million Arbeiter, die bisher nur 350 bis 500 Mark brutto im Monat verdient hatten, erhielten ab 1. Oktober 1976 Lohnerhöhungen. Der Mindestbruttolohn stieg vom gleichen Zeitpunkt an von 350 auf 400 Mark. Für ungefähr 1,8 Millionen Produktionsarbeiter wurden leistungsorientierte Grundlöhne eingeführt, die im Verlauf des Fünfjahrplanes wirksam werden sollten. Die Arbeitsbedingungen sollten verbessert, die Arbeitsnormen neu berechnet werden. Für 450 000 Meister sowie Hoch- und Fachschulkader wurden ebenfalls leistungsorientierte Gehälter eingeführt. Allein die neuen Mindestlöhne und die leistungsorientierte Lohnpolitik führten zwischen 1976 und 1981 zu einer Mehrbelastung des Staatshaushaltes von rund 6,7 Milliarden Mark.54 In der Volksbildung Beschäftigte erhielten seit 1977 eine jährliche zusätzliche Vergütung, die in Abhängigkeit von der Zahl der Arbeitsjahre maximal 750 Mark betrug. Das gesamte Lohnsystem wurde schrittweise umgestellt und die Bruttolöhne nicht unbeträchtlich erhöht.


  Tabelle 1:


  Durchschnittliches monatliches Arbeitseinkommen der vollbeschäftigten Arbeiter und Angestellten in volkseigenen Betrieben55


  
    
      
        	
          Jahr

        

        	
          Arbeitseinkommen in Mark

        
      


      
        	
          1975

        

        	
            897

        
      


      
        	
          1976

        

        	
            927

        
      


      
        	
          1977

        

        	
            954

        
      


      
        	
          1978

        

        	
            985

        
      


      
        	
          1979

        

        	
          1014

        
      


      
        	
          1980

        

        	
          1030

        
      

    
  


  Mit Wirkung vom 1. Dezember 1976 trat eine Rentenerhöhung in Kraft. Dies bedeutete für 3,4 Millionen Rentner eine Steigerung um 30 bis 60 Mark und wirkte sich vor allem für langjährig Tätige aus. Analoge Regelungen betrafen Hinterbliebene, Unfallrentner und Kriegsbeschädigte. Die Mindestrente wurde von 200 auf 230 Mark angehoben.


  Tabelle 2:


  Entwicklung des Mindesteinkommens von Rentnern56


  
    
      
        	
          Arbeitsjahre

        

        	
          Mindestrenten bzw. Mindestsätze bis 1. 12. 1976

        

        	
          Mindestrenten bzw. Mindestsätze ab 1. 12. 1976

        
      


      
        	
          bis 14

        

        	
          200

        

        	
          230

        
      


      
        	
          15–19

        

        	
          210

        

        	
          240

        
      


      
        	
          20–24

        

        	
          210

        

        	
          250

        
      


      
        	
          25–29

        

        	
          220

        

        	
          260

        
      


      
        	
          30–34

        

        	
          220

        

        	
          270

        
      


      
        	
          35–39

        

        	
          230

        

        	
          280

        
      


      
        	
          40–44

        

        	
          230

        

        	
          290

        
      


      
        	
          über 44

        

        	
          240

        

        	
          300

        
      

    
  


  Diese Zahlen zeigen sowohl das Bemühen der SED-Führung, etwas für die Bevölkerung zu tun, als auch den absolut gesehen bescheidenen Umfang der sozialpolitischen Verbesserungen. Trotz niedriger Mieten und stabiler Preise für Grundnahrungsmittel waren 230 oder 300 Mark auch in der DDR sehr wenig Geld. Man muss sich bei einem Vergleich stets vor Augen halten, dass viele Industrieprodukte, Kleidung, Schuhe, Möbel und anderes unverhältnismäßig teuer waren. Etwas großzügiger fielen die Maßnahmen für berufstätige Mütter aus: Verlängerung des Schwangerschaftsurlaubs bei voller Zahlung des Nettodurchschnittsverdienstes von 18 auf 26 Wochen; Einführung des sogenannten Babyjahres, was bedeutete, dass ein »Elternteil« – in der Regel die Mutter – beim ersten Kind eine unbezahlte Freistellung bei Garantie des Arbeitsplatzes und beim zweiten und jedem weiteren Kind bei Zahlung eines Nettoverdienstes in Höhe des Krankengeldes (in der Regel 80 Prozent des durchschnittlichen Nettoeinkommens, mindestens jedoch 300 Mark) Urlaub beantragen konnte; Einführung der 40-Stunden-Woche, wovon 450 000 Frauen profitierten. Obwohl dieses Paket die Akzeptanz der SED-Führung erhöhte, mehrten sich unter Wirtschaftsfachleuten kritische Stimmen, die auf die mangelnde Deckung der sozialpolitischen Leistungen hinwiesen. Ein ehemaliger Wirtschaftsfunktionär berichtete 1995 darüber: »Wir hatten 1978 eine Akkumulationsanalyse gemacht. Der Auftrag kam von Mittag an ein paar ausgesuchte Leute: ›Schreibt mal auf, wie die Wahrheit ist.‹ Es war ja spürbar, daß Probleme entstanden. Und in dieser Akkumulationsanalyse hatten wir gesagt, das ist der Weg in die Katastrophe.«57 Gerhard Schürer, einer der leitenden Wirtschaftsfachleute der DDR, hat angeblich schon 1976 »seine erste Intervention gemacht«, räumte allerdings ein, sie sei »sehr leise«58 gewesen. Bei aller Skepsis gegenüber solchen späten Bekenntnissen muss man dennoch festhalten, dass man, sofern man es wollte, die Zeichen an der Wand bereits Mitte der siebziger Jahre deutlich erkennen konnte.


  Neben den ökonomischen Schwierigkeiten tauchten in der Zeit nach dem IX. Parteitag andere Krisensymptome im SED-Staat auf. Die Selbstverbrennung des Pfarrers Oskar Brüsewitz am 18. August 1976 auf dem Marktplatz von Zeitz warf ein dramatisches Schlaglicht auf die Diskriminierung besonders junger Christen in der DDR. Sie zeigte, dass die Kirche – allen Bemühungen ihrer Leitung zum Trotz – objektiv zu einem Element der Unruhe in der verordneten Friedhofsruhe geworden war. Die Ausbürgerung Wolf Biermanns verursachte einen nicht mehr heilbaren Konflikt zwischen der SED-Führung und vielen Künstlern, die nun verstärkt in den Westen abwanderten. Im Sommer 1977 veröffentlichte Rudolf Bahro in Köln sein Buch »Die Alternative«, was zu seiner Verhaftung und Verurteilung zu acht Jahren Freiheitsentzug führte. Am 7. Oktober desselben Jahres kam es auf dem Alexanderplatz im Zentrum Ost-Berlins zu schweren Straßenschlachten zwischen Jugendlichen und der Polizei. Im Juli 1978 erregte der Fall eines Wehrdienstverweigerers großes Aufsehen, der es unter Berufung auf den entmilitarisierten Status von Groß-Berlin ablehnte, in der Nationalen Volksarmee Dienst zu tun. Der junge Mann wurde zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt. Ende der siebziger Jahre begann sich die unabhängige Friedensbewegung der DDR zu konstituieren, kritische Künstler veröffentlichten ohne obrigkeitliche Genehmigung Texte im Westen, und man hörte erstmals von Ausreiseanträgen, ihrer Genehmigung oder Ablehnung, aber auch von Verhaftungen der Antragsteller. Gleichzeitig begannen auch in den anderen sozialistischen Staaten wieder Aktionen der Opposition. Die Veröffentlichung der »Charta 77« war gewiss ein rein tschechoslowakisches Ereignis. Doch jedes Wort, das die Verfasser der Petition an ihren Präsidenten geschickt hatten, traf auch die Situation der DDR. Die SED-Führung und das MfS spürten den Stimmungswechsel und das sich anbahnende Unwetter. Sie schoben es allerdings auf die »Menschenrechtspolitik« Jimmy Carters, deren Ziel sie darin sahen, innerhalb des sozialistischen Lagers eine legale Opposition zu installieren. Richtig daran ist, dass der mit der Konferenz von Helsinki 1975 eingeleitete KSZE-Prozess auch in der DDR vielen Menschen Mut machte zu widersprechen.


  Erstarrung und Krise der achtziger Jahre


  Der X. Parteitag der SED, der vom 11. bis zum 16. April 1981 in Ost-Berlin stattfand, reflektierte die Schwierigkeiten innerhalb der Gesellschaft kaum. Er bestätigte vielmehr die vorgegebene Generallinie, insbesondere die »Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik«, die »Friedenspolitik«, das unverbrüchliche Bündnis mit der Sowjetunion und die allseitige Stärkung der führenden Rolle der SED. Ansonsten waren die wirtschaftlichen Erfolge gewaltig, die Zustimmung der Bevölkerung uneingeschränkt und so weiter. Insofern entsprach es auch der Logik, dass sich kaum personelle Veränderungen an der Führungsspitze ergaben. Aber selbst die amtliche Statistik konnte die sich massiv verschärfende ökonomische Situation nicht gänzlich verschleiern. Unmittelbarer Anlass waren die Preissteigerungen für Rohstoffe, insbesondere für Erdöl, auf dem Weltmarkt. Die tiefere Ursache lag jedoch im kompletten Scheitern der Wirtschaftsstrategie der SED-Führung. Obwohl die DDR hohe Verbindlichkeiten eingegangen war, um Technologie zu importieren, und sich vor dem Hintergrund der allgemeinen internationalen Schuldenkrise 1982 / 83 der Zahlungsunfähigkeit näherte, hielt sie aus Furcht vor einer unkontrollierbaren politischen Destabilisierung an den teuren Sozialleistungen und unwirtschaftlichen Subventionen für Grundbedürfnisse fest. Kurzfristig entschärften die zwei von der Bundesrepublik 1983 / 84 gewährten Milliardenkredite die aktuelle Krise, so dass die SED auch noch ihren XI. Parteitag in relativer Ruhe zelebrieren konnte. Er fand vom 17. bis zum 21. April 1986 in Ost-Berlin statt und war der letzte seiner Art. Generalsekretär Erich Honecker erstattete den Bericht des Zentralkomitees und breitete wie üblich die Erfolge seiner Politik vor den über 2500 Delegierten aus: »Unser Volk hat aufgrund der Entwicklung der Produktivkräfte und der sozialistischen Produktionsverhältnisse einen Lebensstandard erzielt wie noch nie in seiner Geschichte … Gewährleistet sind bei uns soziale Sicherheit und Geborgenheit, Vollbeschäftigung, gleiche Bildungschancen für alle Kinder des Volkes. Als wichtigste Aufgabe betrachten wir die Erhaltung des Friedens und damit die Aussicht auf eine gesicherte Zukunft.«59


  In der Sowjetunion hatte zu diesem Zeitpunkt bereits ein gesellschaftlicher Umbauprozess begonnen, dessen Scheitern die Endkrise des sozialistischen Weltsystems einläutete. Doch darf dieses rückblickende Wissen nicht den Blick dafür verstellen, dass der äußere Anschein der DDR Stabilität und Kontinuität vorspiegelte. Im September 1987 feierte Erich Honecker als Staatsgast in der Bundesrepublik den größten Triumph seiner politischen Laufbahn. Die Spaltung Deutschlands schien noch immer zementiert, die politische Weichenstellung eher auf evolutionären Wandel als auf revolutionäre Umbrüche gestellt. Die innere Opposition der DDR nahm allein die Staatssicherheit ernst, und die große Masse der Bevölkerung hatte sich bei aller Unzufriedenheit über die schlechter werdende Versorgung und die fehlenden Reisemöglichkeiten wohl in die Verhältnisse gefügt. So kann es eigentlich nicht verwundern, dass kein Analytiker den mit unerbittlicher Logik abrollenden Zusammenbruch der DDR prognostiziert und kein Politiker ihn ernsthaft angestrebt hat. Das schließt allerdings nicht aus, dass manche ihn zwar nicht als reale Möglichkeit betrachtet, aber heimlich erhofft haben.


  Erich Honecker und der Untergang der DDR


  Es gibt das böse Wort, dass jedes Volk die Regierung besitzt, die es verdient. Die Menschen in der DDR haben Erich Honecker nicht gewählt. Sie hätten ihn wahrscheinlich sogar abgewählt, wenn sie gekonnt hätten. Aber sie haben ihn verdient. Honecker war langweilig, phantasielos, provinziell, verspießert, kleinkariert – ganz wie das Leben in der DDR. Er hat seine Zeit nicht geprägt, er war das Produkt seiner Zeit. Er verkörperte die langweilige Ereignislosigkeit, den Rückzug ins Private, das Streben nach dem kleinen Glück jenseits großer ideologischer Ansprüche. Viele nannten ihn »Honni«. Die Koseform ironisierte auf der einen Seite das aufgeblasene Machtgehabe des Duodez-Potentaten. Auf der anderen Seite hatte ihre plumpe Vertraulichkeit etwas Anbiederndes. Sie belegte nicht nur die fortschreitende Infantilisierung der Sprache, sondern signalisierte durch die Verniedlichung des Namens des Gewaltherrschers auch eine Grundstimmung. So wie viele Deutsche in der NS-Zeit von Adolf sprachen oder den Reichsmarschall Hermann Göring den »Dicken« oder »Klamotten-Heini« genannt hatten, sprachen sie jetzt von »Honni«. Kleine menschliche Schwächen der Mächtigen durften hinter ihrem Rücken ungestraft belächelt werden.60 Die DDR als der »Staat der kleinen Leute« war auch der Staat der kleinen Mitläufer. Man befand sich im Einklang mit dem System. »Eine Fuhre nebenbei«, ein Sack Zement für die Datsche, ein paar D-Mark von der West-Oma, ein Besuch im Intershop, ein heimlicher Blick in die ZDF-Hitparade. Kleine Sünden würde die gestrenge Obrigkeit schon verzeihen. Das System war eben nicht zu ändern. Der »kleine Mann« unten konnte das nicht – und der »kleine Mann« an der Spitze auch nicht. Doch man traute ihm zu, dass er auf seine Art das Beste für die Menschen wollte. »Ich schreibe an Honecker«, war in der DDR zur stehenden Wendung geworden. Der von Alltagssorgen gebeutelte Bürger drohte mit einem solchen Schritt, wenn er sich auf dem Wohnungsamt ungerecht behandelt fühlte oder trotz bescheinigter Dringlichkeit auch nach 25 Jahren Wartezeit immer noch kein Telefon erhielt. Und die Erfahrung zeigte, dass schon die Drohung wirken konnte. Die Vorstellung, sich über Ämter und Zuständigkeiten hinweg an den Herrscher zu wenden, hatte eine stabilisierende Funktion. Die Wut richtete sich gegen bürokratische und unfähige Mitarbeiter untergeordneter Instanzen oder gegen korrupte Angestellte von Verkaufseinrichtungen. »Honni« dagegen schwebte über allen. Er konnte strafend, aber auch segenspendend als Deus ex Machina sozusagen vom Himmel herabsteigen. Das Verhältnis zur Obrigkeit trug in der DDR teilweise vormoderne, orientalische Züge. Kalif Harun-al-Raschid schlich sich der Legende zufolge nachts als Kaufmann oder Schiffer verkleidet durch die Gassen von Bagdad. Er hörte auf dem Basar und in den Teestuben, was die Leute redeten, und sorgte für Gerechtigkeit. Der Kalif war das Gesetz. Seine Macht war uneingeschränkt. Doch gleichzeitig hat die Vorstellung, dass der Herrscher in Begleitung seines Großwesirs unerkannt in der Stadt den Erzählungen der Menschen lauscht, etwas sehr Menschliches. Es schuf unter Umgehung der korrupten Verwaltung und Richterschaft eine direkte Beziehung zwischen Untertan und Herrscher. Natürlich schlichen sich die kommunistischen Despoten nicht nachts durch die Straßen, doch ihre Herrschaft trug deutlich diesen altorientalischen Zug. Die direkte Despotie konnte gelegentlich ungeheuer effizient sein. Der Wille des Generalsekretärs und auf den unteren Ebenen die Entscheidungen der Bezirks- und Kreissekretäre ersetzten gelegentlich bürokratische Verwaltungsvorgänge. Entlarvend ist der DDR-Begriff »formales Recht«. Oft konnte man in Funktionärskreisen die Bemerkung hören, formalrechtlich sei das zwar schwierig, aber in diesem Fall wäre das eine politische Frage. Dann wurde nach unten »durchgestellt« – ein Begriff, der aus der handvermittelten Telefontechnik stammt – und das Gesetz zugunsten oder zuungunsten eines Bürgers außer Kraft gesetzt. Die Klärung der Formalitäten fand notfalls im Nachhinein statt. So geschahen gelegentlich auch »Wunder«. Wenn von oben »durchgestellt« wurde, konnte es passieren, dass ein Trupp vom Fernmeldeamt erschien, einen Telefonanschluss legte und zum Abschied meinte: »Reichen Sie bei Gelegenheit den formalen Antrag nach.« Diese Praxis öffnete der Willkür und der Privilegienwirtschaft Tür und Tor. Sie bot aber auch die reale Chance, dass Missbräuche schnell abgestellt wurden und auf diffizile politische Entwicklungen angemessen reagiert werden konnte. Die Despotie kann bei Bedarf sogar sehr menschlich sein, denn bei aller Willkür saßen auch im Machtapparat überall Menschen mit ihren Schwächen und Stärken.


  So lebten viele in einer notgedrungenen Eintracht mit dem Unrechtsstaat, den sie bestahlen, wo immer es ging. Alle Jahre wieder zogen am 1. Mai oder am 7. Oktober die mit Winkelementen ausgerüsteten Kolonnen an der Tribüne vorbei. Die offiziellen Zahlen mögen übertrieben gewesen sein, doch waren es zumindest in Berlin weit mehr Teilnehmer als bei den Demonstrationen im Wendeherbst 1989. Oft blickten sie abfällig und hämisch auf die kleinen Grüppchen herab, die sich in den späten achtziger Jahren aus Protest gegen das Unrecht mit Kerzen vor die Kirchentüren stellten. Die angepassten Duckmäuser waren die gleichen Leute, die Honecker im Herbst 1989 am liebsten gehängt hätten.


  Die bundesdeutsche Wahrnehmung, die ihrerseits über Rundfunk und Fernsehen in die DDR zurückstrahlte, vervollständigt diesen Befund. Honecker hatte im Westen meist eine erstaunlich gute Presse. Man lese in dem 1986 erschienenen Sammelband »Reise ins andere Deutschland« die Anmerkungen des Herausgebers Theo Sommer zu dem dort abgedruckten »Zeit«-Gespräch mit dem Generalsekretär. »Er ist freundlich im Umgang, lächelt und lacht, läßt sich unterbrechen. Keine Verlegenheit, aber auch keine aufgesetzte Jovialität … Überhaupt kehrt er den Realisten heraus. Vernunft und Realität – das Begriffspaar taucht in seinen Ausführungen immer wieder auf. Nicht zurück in die Schützengräben des Kalten Krieges, Bereitschaft zur Zusammenarbeit, Atmosphäre für Normalität schaffen …«61 Die gesamte Tonlage des Porträts, das den bezeichnenden Titel »Ein deutscher Kommunist, ein deutscher Realist« trug, fiel damals keineswegs aus dem üblichen Rahmen. Die Vorstellung, Erich Honecker wäre auf dem Höhepunkt seiner Macht, vielleicht 1987 oder 1988, gestorben, bietet reizvollen Stoff zum Fabulieren. Mit Gewissheit hätten sich Staatsmänner aus aller Welt an seinem Sarg versammelt, und es gehört nicht viel Phantasie dazu, den Grundtenor der Nachrufe zu erahnen. Die Linken hätten ihn als Repräsentanten des Widerstandes gegen Hitler gewürdigt und schon deshalb dem »besseren Deutschland« zugeordnet, die Liberalen und Konservativen vermutlich seiner als verantwortungsvollen Staatsmann gedacht.


  Doch diese Gnade wurde Erich Honecker nicht zuteil.
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